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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Stillschweigend nahm der Ständerat im Herbst 2018 eine Motion Hêche (sp, JU) an, die
Personen ohne konkrete Aussicht auf eine Schuldentilgung eine schnelle
wirtschaftliche Wiedereingliederung ermöglichen sollte. Viele überschuldete Personen
ohne Aussicht auf eine Entschuldung würden heute das ganze Leben lang bis auf das
betreibungsrechtliche Existenzminimum gepfändet, wie es der Bericht des Bundesrates
«Sanierungsverfahren für Privatpersonen» aufzeige. Solche Personen würden vom
wirtschaftlichen Leben ausgeschlossen und hätten keine Aussicht auf ein
schuldenfreies Leben mehr. Damit sei Überschuldung sowohl ein Armutsfaktor als auch
ein Kostenfaktor für die öffentliche Hand. Die Schweiz brauche ein
Sanierungsverfahren, um überschuldeten Privatpersonen eine Chance auf eine
schuldenfreie Zukunft zu bieten. Der Bericht des Bundesrates zeige weiter, dass es
solche Verfahren bereits in vielen OECD-Ländern gebe, wo sie die Zahlungsmoral nicht
beeinträchtigten, sondern die wirtschaftliche Tätigkeit förderten, so die Begründung
des Motionärs. Auch der Bundesrat hatte die Annahme der Motion beantragt, hatte er
in seinem Bericht doch ebenfalls gesetzgeberischen Handlungsbedarf erkannt. 1

MOTION
DATUM: 11.09.2018
KARIN FRICK

In der Frühjahrssession 2019 folgte der Nationalrat diskussionlos dem einstimmigen
Antrag seiner Rechtskommission, die Motion Hêche (sp, JU) zur wirtschaftlichen
Wiedereingliederung von Personen ohne konkrete Aussicht auf eine Schuldentilgung
anzunehmen. Verschuldete Privatpersonen hätten eine zweite Chance verdient,
weshalb es auch in der Schweiz ein Sanierungsverfahren für Privatpersonen geben
sollte, so die Begründung im entsprechenden Kommissionsbericht. 2

MOTION
DATUM: 04.03.2019
KARIN FRICK

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

En première ligne, les communes ont géré la crise du Covid-19 au plus près de la
population en assurant notamment les services publics et la sécurité. Pour assumer
leurs tâches,  nombre d'entre elles ont pu compter sur le soutien de bénévoles.
Toutefois, l'Association suisse des communes (ACS) s'inquiète pour la situation
financière des communes. D'une part, le Conseil fédéral a décidé de refuser aux
crèches publiques le droit à l'aide d'urgence – de CHF 65 millions imposée par le
Parlement contre sa volonté –, privant les communes d'un soutien alors même qu'elles
doivent couvrir les coûts fixes liés à l'ouverture des crèches pour l'accueil des enfants
du personnel soignant. D'autre part, le scénario moyen établit par la Conférence des
institutions d'action sociale (CSIAS) prévoit une hausse des dépenses liées à l'aide
sociale d'un milliard de francs pour 2022 pour les cantons et les communes. Le nombre
potentiel de personnes au chômage en fin de droit, les faillites d'indépendants et de
petits commerçants auraient pour effet de diminuer les rentrées fiscales et
d'augmenter le recours à l'aide sociale. Avec un déficit de recettes fiscales et une
hausse des dépenses sociales à venir, l'ACS souhaite éviter un tel scénario grâce au
dialogue avec les cantons et la Confédération. Elle demande à la Confédération de
financer des mesures supplémentaires pour permettre aux personnes au bénéfice de
l’aide sociale de retrouver plus rapidement un emploi. En outre, elle demande à la
Confédération de supporter les coûts de l'aide sociale en faveur des réfugié.e.s et des
étrangers.ères admis en Suisse provisoirement au-delà de 5 ans, respectivement 7 ans;
sans pour autant qu'elle ne participe directement aux coûts de l'aide sociale. 3

ANDERES
DATUM: 01.06.2020
DIANE PORCELLANA
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Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Am 19. Februar 2020 legte der Bundesrat dem Parlament im Rahmen der neuen
Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 vier Bundesbeschlüsse zur
Genehmigung vor. Um die IZA weiterzuführen, seien für den Zeitraum 2021-2024 fünf
Rahmenkredite über CHF 11.25 Mrd. nötig. Dabei handelte es sich allesamt um Kredite
für Posten, die im Rahmen der vorangegangenen Strategie 2017-2020 bereits
aufgeführt und bewilligt worden waren. Die IZA umfasst sämtliche Instrumente der
humanitären Hilfe, der Entwicklungszusammenarbeit und der Förderung des Friedens
sowie der menschlichen Sicherheit, welche vom EDA und dem WBF genutzt werden.
Übergeordnet verfolge die Schweiz laut Botschaft insbesondere das erste SDG der
Agenda 2030, die Beendigung der extremen Armut, wobei die IZA die
Entwicklungsländer auch bei der Erfüllung anderer SDGs unterstützt. Für den Zeitraum
2021-2024 wurden darüber hinaus vier Hauptziele definiert: Die Schaffung
menschenwürdiger Arbeitsplätze, die Bekämpfung des Klimawandels, die Reduktion der
Ursachen von Flucht und irregulärer Migration und das Engagement für
Rechtsstaatlichkeit und Frieden. Durch die Bekämpfung der Ursachen von irregulärer
Migration und der langfristigen Armutsreduktion versuche der Bundesrat die IZA und
die Migrationspolitik der Schweiz strategisch miteinander zu verknüpfen, so der
Bericht. Weitere Schwerpunkte bilden die Zusammenarbeit mit dem Privatsektor zur
Schaffung von Arbeitsplätzen und der nachhaltigen Entwicklung, das Potenzial der
Digitalisierung für die Entwicklungszusammenarbeit, multilaterales Engagement in
internationalen Organisationen, sektorübergreifende Ansätze im Umgang mit Migration
und Klimawandel und die Forschung zur Wirkung der IZA. Im Vergleich zur Strategie
2017-2020 werden die Mittel zur Eindämmung des Klimawandels bis Ende 2024 auf CHF
400 Mio. erhöht (bisher CHF 300 Mio.). Des weiteren soll die strategische Ausrichtung
der IZA mithilfe von drei Kriterien (Bedürfnisse der Bevölkerung, Interessen der
Schweiz, Mehrwert der IZA) geschärft und auch der geografische Fokus im Gegensatz
zur Vorperiode enger gefasst werden. Bei seiner bilateralen
Entwicklungszusammenarbeit fokussiert sich das EDA laut Botschaft auf vier
Schwerpunktregionen: Nordafrika und Mittlerer Osten, Subsahara-Afrika, Osteuropa
sowie Zentral-, Süd- und Südostasien. Die Tätigkeiten in der Entwicklungsarbeit sollen
auf den Rahmenabkommen zwischen der Schweiz und den ausgewählten
Partnerstaaten basieren. Der Fokus auf die vier Regionen führe zu einer grösseren
Wirksamkeit und Effizienz der Massnahmen und biete Flexibilität, um auf Chancen und
Herausforderungen zu reagieren, beispielsweise hinsichtlich der Schweizer
Migrationspolitik. Dadurch sinke die Zahl der DEZA-Schwerpunktländer von bisher 46
auf künftig 35. Unter anderem werde die Entwicklungszusammenarbeit des EDA in
Lateinamerika bis Ende 2024 sukzessive reduziert. 
Erstmals war die internationale Zusammenarbeit einer Vernehmlassung unterzogen
worden. Die Neue Zürcher Zeitung hielt Bundesrat Cassis zugute, dass er seinem Credo
«Aussenpolitik ist Innenpolitik» nachkomme. Die Teilnahme der 250 Parteien, Kantone
und Organisationen dürfte den Rückhalt der Rahmenkredite in Politik und Gesellschaft
erhöhen, stellte die NZZ fest. Die Vorlage wurde in der Vernehmlassung laut Botschaft
des Bundesrats zwar generell positiv beurteilt, jedoch wurden zahlreiche zum Teil
ambivalente Änderungswünsche angebracht. Kritisiert wurde vor allem die nicht erfüllte
APD-Quote. So hatte das Parlament 2011 beschlossen, dass die APD-Quote bis 2015 auf
0.5 Prozent angehoben werden müsse, die Vorlage prognostizierte jedoch nur eine
Quote von 0.46 Prozent. Um den Finanzplan des Bundesrats einzuhalten wurden jedoch
keine Änderungen an den Rahmenkrediten vorgenommen. Erneut überprüft und
angepasst wurden hingegen die Kategorisierung der Schwerpunktländer und gewisse
Zielformulierungen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.02.2020
AMANDO AMMANN

Im Februar 2020 publizierte der Bundesrat seine Botschaft zu den Kapitalerhöhungen
der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank. Darin führte er aus,
dass sowohl der Entwicklungsausschuss der Weltbankgruppe (WBG) wie auch die
Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB) eine Kapitalerhöhung der
Finanzierungsleistungen bis 2030 beschlossen hätten. Im Fall der Weltbankgruppe
verteilen sich die Erhöhungen auf zwei Teilorganisationen, namentlich die IFC und die
IBRD. Insgesamt beliefen sich die Kreditbeschlüsse auf CHF 2.7592 Mrd., an denen sich
die Schweiz als Mitglied zu beteiligen habe. De facto würde die Schweiz für USD 197.7
Mio. Aktien der IBRD und der IFC sowie für weitere USD 99.7 Mio. Aktien der AfDB
kaufen. Der restliche Betrag setze sich aus Garantiekapital für die IBRD (USD 649 Mio.)
und die AfDB (USD 1562 Mio.) zusammen. Dieses Garantiekapital wurde in der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2020
AMANDO AMMANN
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Vergangenheit noch nie von einer multilateralen Entwicklungsbank eingefordert und
dient ausschliesslich der Verbesserung des Bonitätsratings. Zudem beantragte der
Bundesrat die Genehmigung der Änderung des Abkommens über die IFC: Die
qualifizierte Mehrheitsanforderung für Zustimmungen zu zukünftigen
Kapitalerhöhungen der IFC soll von 80 Prozent auf 85 Prozent angehoben werden. 
Der Ständerat behandelte die Kapitalerhöhungen in der Sommersession 2020, nachdem
die APK-SR die Beteiligung an den Kapitalerhöhungen und die Änderung des IFC-
Abkommens mit grosser Mehrheit zur Annahme empfohlen hatte, was
Kommissionssprecher Damian Müller (fdp, LU) im Rat hervorhob. Zu diskutieren gaben
jedoch zwei Minderheitsanträge, welche bereits in der Kommission gescheitert waren.
Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) verlangte, dass die Schweiz in den
Entscheidungsgremien der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank
eine konsequente Null-Toleranz-Politik gegen Korruption führen und sich für die
Menschenrechte einsetzen müsste. Sommaruga wies darauf hin, dass auch
industrialisierte Staaten wie die Schweiz von den Investitionen der Weltbankgruppe
profitierten. Ein oft verwendetes Instrument seien öffentlich-private Partnerschaften
mit Beteiligung multinationaler Konzerne, welche der Korruption in
Entwicklungsländern Vorschub leisteten. Matthias Michel (fdp, ZG) empfand die
Forderung der Minderheit  bei einer Krediterhöhung als fehl am Platz. Er teile zwar
diese Grundwerte, doch es sei selektiv und etwas zufällig, sich nur gegen Korruption
einzusetzen, wenn die Schweiz doch für ein viel breiteres Wertespektrum stehe. Er
erwarte, dass der Bundesrat die Schweizer Grundwerte immer zum Ausdruck bringe,
auch ohne dass man dies gesetzlich verabschiede. Der Minderheitsantrag Sommaruga
wurde mit 28 zu 17 Stimmen abgelehnt.
Eine zweite Minderheit Vara (gp, NE) wollte die Finanzierung von Kohle-, Erdöl- und
Erdgasprojekten und von Projekten im Zusammenhang mit Stromerzeugung aus fossilen
Energien verbieten lassen. Die Schweiz müsse ihr Gewicht und ihren Einfluss nutzen,
um sich für eine kohärente und umfassende Klimapolitik einzusetzen, so die
Minderheitsführerin. Damian Müller argumentierte, dass dadurch auch Darlehen und
die Beratungstätigkeiten von Banken betroffen wären, was eine Mehrheit der APK-SR
abgelehnt habe. Zudem würden sämtliche Projekte der Entwicklungsbanken eng
begleitet und evaluiert. So könnte Bundesrat Parmelin als Schweizer Vertreter in der
Weltbankgruppe entsprechend Einfluss nehmen, wenn die Projekte den Werten der
Schweizer Aussenpolitik zuwiderliefen. Ebenjener Bundesrat warnte in der Folge davor,
dass dieser Minderheitsantrag die Arbeit der Entwicklungsbanken erschweren könnte.
Schliesslich seien beispielsweise Gaskraftwerke in Ländern mit mangelhafter
elektrischer Infrastruktur durchaus als Übergangstechnologie geeignet, um
Kohlekraftwerke abzulösen. Auch dieser Minderheitsantrag wurde mit 28 zu 15 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) verworfen.
Die Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe wurden in der Gesamtabstimmung mit 34
zu 4 Stimmen (bei 7 Enthaltungen), jene der Afrikanischen Entwicklungsbank mit 37 zu 4
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) angenommen. Auch den Bundesbeschluss über die
Genehmigung der Änderung des Abkommens über die IFC nahm der Ständerat mit 37 zu
4 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. 5

Im Vorfeld der Sommersession 2020 befassten sich sowohl die FK-NR wie auch die
APK-NR ausführlich mit der Botschaft zur Strategie der IZA 2021-2024. Wie bereits in
der Vernehmlassung führte die APD-Quote zu inhaltlichen Differenzen. Die FK-NR
lehnte sowohl eine progressive Erhöhung der APD-Quote auf 0.7 Prozent, wie auch eine
Senkung der Quote auf 0.45 Prozent ab. Auch ein weiterer Kürzungsantrag, welcher die
Rahmenkredite – ausser denjenigen zur humanitären Hilfe – halbieren wollte, wurde
abgelehnt. Eine Kommissionsmehrheit beantragte dem Nationalrat, den Vorschlag des
Bundesrats anzunehmen. Die APK-NR kam in ihrer Beratung hingegen zum Schluss, dass
in Krisenzeiten eine starke internationale Zusammenarbeit und eine effektive
humanitäre Hilfe unabdingbar sei. Aus diesem Grund beschloss die Kommission von der
bundesrätlichen Vorlage abzuweichen, und die Rahmenkredite um CHF 241 Mio. zu
erhöhen. Diese Erhöhung entspräche einer progressiven Erhöhung der APD-Quote auf
die vom Parlament 2011 festgesetzten 0.5 Prozent. Zudem reichte die APK-NR zwei
Vorstösse ein, eine Motion zur Fortführung der Tätigkeiten in ausgewählten Ländern in
Zentralamerika und der Karibik und ein Postulat (20.3469), welches einen Bericht zu
Zoonosen und deren Eindämmung forderte. 
Der Sprecher der APK-NR, Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) empfahl dem grossen Rat in
der Sommersession 2020, auf alle vier Bundesbeschlüsse einzutreten und den
Gesamtbetrag des Rahmenkredits um den bereits erwähnten Betrag zu erhöhen.
Daraufhin entspann sich eine langwierige Debatte entlang der Parteigrenzen für oder
gegen eine Erhöhung der Rahmenkredite. Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2020
AMANDO AMMANN
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brachte die Debatte mit der Feststellung: «Die Linke möchte immer mehr finanzielle
Mittel und die Rechte immer weniger» konzise auf den Punkt. CVP und FDP
unterstützten die bestehende Vorlage des Bundesrates während die Parteien links und
rechts davon abwichen. SP, Grüne und GLP auf der einen und die SVP auf der anderen
Seite argumentierten allesamt mit den Konsequenzen der Corona-Krise für ihr
jeweiliges Anliegen. Die davon abgeleiteten Folgerungen standen sich aber diametral
gegenüber. Sibel Arslan (gp, BS) verwies auf die «verheerende» Wirkung der Corona-
Massnahmen für die Wirtschaft in den Entwicklungsländern und forderte, dass sich die
Schweiz als – auch nach Corona – stabiles und reiches Land ihrer Verantwortung
bewusst werden müsse. Auch Nationalrätin Tiana Angelina Moser (glp, ZH) befand es für
notwendig, die Kredite bzw. die ADP-Quote zu erhöhen, da sich die Schweiz als
Globalisierungsgewinnerin für die Bewältigung globaler Krisen einsetzen sollte. Die SVP-
Fraktion interpretierte die Folgen der Corona-Pandemie gänzlich anders. So verlangte
Nationalrat Roland Büchel (svp, SG) im Namen seiner Fraktion die Kürzung des IZA-
Budgets und die Aufhebung der ADP-Quote, da qualitative Messgrössen wichtiger seien
als quantitative. Auch sein Parteikollege Franz Grüter (svp, LU) stellte die Höhe des
Entwicklungshilfe-Budgets angesichts der «grössten Krise seit dem Zweiten Weltkrieg»
in Frage. Ein Rückweisungsantrag von Rino Büchel wurde mit 140 zu 53 Stimmen
abgelehnt. Ebenfalls abgelehnt wurden die zahlreichen Minderheitsanträge, darunter
auch jene von Roland Büchel und Sibel Arslan, welche die Höhe der Rahmenkredite
anpassen wollten und inhaltlich teilweise identisch waren. Der Nationalrat nahm
hingegen einen Minderheitsantrag Portmann (fdp, ZH) an. Dieser legte fest, dass die
Beträge der Rahmenkredite mit der wirtschaftlichen Entwicklung und dem Abbaupfad
der Corona-bedingten Schulden fluktuieren werden. Mit Ausnahme der SVP stimmten
alle Fraktionen für die vom Bundesrat vorgebrachten Bundesbeschlüsse. 6

Der Ständerat setzte sich in der Herbstsession 2020 als Zweitrat mit der Strategie der
IZA 2021-2024, welche im Nationalrat zu heftigen Diskussionen geführt hatte,
auseinander. Damian Müller (fdp, LU) teilte dem Ständerat im Namen der APK-SR mit,
dass die Kommission die Strategie parallel zur Motion Schneider-Schneiter (cvp, BL; Mo.
18.4129) beraten habe, da diese zu einem Grossteil durch eben diese IZA-Strategie
erfüllt worden sei. Müller lobte im Namen der Kommission die Strategie und
insbesondere den Mut des Bundesrats, die Entwicklungshilfe geografisch auf 35 statt 46
Staaten zu konzentrieren. Durch diese Fokussierung und die drei Kriterien der Strategie
(«Bedürfnisse der Bevölkerung», «Mehrwert der Schweizer IZA», «Schweizer
Interessen») sei es der Schweiz möglich, sich in Gebieten einzubringen, wo sie wirklich
einen Beitrag leisten könne. Auch die Kooperation mit dem Privatsektor, die in den
Augen der Kommission «Neuland» darstelle, wurde positiv aufgenommen. Der vom
Bundesrat veranschlagte Gesamtbetrag von CHF 11.25 Mia. habe in der Kommission für
Diskussionen gesorgt. Ständerat Müller verkündete aber, dass die Kommission
schliesslich mit klarer Mehrheit dem Bundesrat gefolgt sei und zwei Anträge auf
Krediterhöhungen abgelehnt habe. Darüber hinaus fand auch der vom Nationalrat
entwickelte Artikel 2a, der den jährlichen Betrag der Rahmenkredite von der
wirtschaftlichen Entwicklung und dem Abbau der Covid-19-Schulden abhängig machen
wollte, keine Mehrheit in der Kommission. Die APK-SR empfahl vielmehr, dem
Bundesrat zu folgen und die vier Bundesbeschlüsse in der Form des bundesrätlichen
Entwurfs gutzuheissen. Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) schlug einen Artikel vor,
mit dem der Bundesrat verpflichtet werden sollte, die APD-Quote bis 2030 auf 0.7
Prozent anzuheben. Sommaruga wies die Ratsmitglieder darauf hin, dass zahlreiche
andere europäische Länder diese 0.7 Prozent bereits erreichten, während die Schweiz
selbst nicht einmal die vom Parlament festgesetzten 0.5 Prozent erfülle. Bundesrat
Cassis sprach sich kurz darauf gegen den Minderheitsantrag Sommaruga aus, weil eine
derartige Mittelerhöhung angesichts der jüngsten Entwicklung der Bundesfinanzen
nicht sinnvoll wäre. Er merkte jedoch an, dass das Parlament bei der jährlichen
Budgeterstellung eine Anpassung vornehmen könne, wenn das gewünscht werde. Der
Bundesrat lehne zudem den vom Nationalrat eingebrachten Artikel 2a ab. Der Ständerat
lehnte schliesslich den Minderheitsantrag Sommaruga deutlich ab, wollte auch vom
nationalrätlichen Vorschlag nichts wissen und folgte der Vorlage des Bundesrats.
Weitere Minderheitsanträge von fünf SP-Ständerätinnen bzw. -Ständeräten, welche
mehr Geld in unterschiedlichen Bereichen der IZA forderten blieben mit 19 zu 14
Stimmen ebenfalls chancenlos. Durch die Ablehnung von Artikel 2a schuf er eine
Differenz zum Nationalrat, weshalb das Geschäft erneut in den grossen Rat ging. 7
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Die Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank
wurden im der Herbstsession 2020 im Nationalrat ähnlich hitzig diskutiert, wie einige
Monate zuvor bereits im Ständerat. Konkret handelte es sich bei vorliegendem Geschäft
um drei Bundesbeschlüsse: zwei Verpflichtungskredite über CHF 217.5 Mio. respektive
CHF 713.9 Mio. für die Kapitalerhöhungen und die Erhöhung des Garantiekapitals der
WBG; zwei Verpflichtungskredite über CHF 109.7 Mio. respektive CHF 1.718 Mrd. für die
Kapitalerhöhung und die Erhöhung des Garantiekapitals der AfDB; und schliesslich eine
Änderung des Quorums für Kapitalerhöhungen im Rahmen der IFC. 
Die APK-NR empfahl dem Nationalrat auf alle drei Bundesbeschlüsse einzutreten,
während zwei Kommissionsminderheiten – die Minderheit Guggisberg (svp, BE) der FK-
NR und die Minderheit Grüter (svp, LU) der APK-NR – einen Antrag auf Nichteintreten
stellten. Claudia Friedl (sp, SG), Komissionssprecherin der FK-NR, betonte die
Bedeutung der beiden Banken, die für ihre Arbeit auf Unterstützung von aussen
angewiesen seien, wobei die Schweiz sich über das reine Geldgeben hinaus auch gegen
Korruption und Fehlinvestitionen einsetze. Für Minderheitsführer Guggisberg waren
derartige Ausgaben in der Corona-Krise schlicht nicht zu verkraften. Zudem würden die
Banken immer wieder menschenrechtsverletzende Projekte finanzieren und hätten mit
Korruption zu kämpfen. Schliesslich wies Guggisberg darauf hin, dass sich auch die USA
nicht an der Kapitalerhöhung beteiligten. Franz Grüter argumentierte im Namen seiner
APK-NR-Minderheit ebenfalls gegen das Eintreten und nahm dabei vor allem auf die
Argumente seines Vorredners und Parteikollegen Bezug. Er kritisierte darüber hinaus
aber auch, dass CHF 300 Mio., welche den Banken im Austausch für Aktien überwiesen
werden sollten, als Investitionen und nicht als ordentliche Ausgaben klassifiziert werden
sollen. Die beiden Minderheiten Guggisberg und Grüter wurden gemeinsam mit 133 zu
54 Stimmen abgelehnt, womit der Nationalrat auf das Geschäft eintrat. Darüber hinaus
machte die APK-NR mehrere Änderungsvorschläge in den Bundesbeschlüssen, welche
dem Bundesrat konkrete Handlungsanweisungen auferlegen würden. Unter anderem
stimmte der Nationalrat dafür, dass die Schweiz ihr Abstimmungsverhalten zu den
einzelnen Projekten der Banken im Internet publizieren und der Bundesrat dem
Parlament alle zwei Jahre Auskunft darüber geben muss, wie sich die Schweiz für den
Schutz der Menschenrechte, gute Regierungsführung und den Klimaschutz einsetzt.
Ausserdem muss sich die Schweiz in der Weltbankgruppe für die Stärkung der
staatlichen Bildung und der Gesundheitsversorgung einsetzen, eine Nulltoleranzpolitik
gegenüber Korruption und Repression verfolgen und die Schaffung von dauerhaften
Arbeitsplätzen in den Zielländern unterstützen. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat die Kredite für die Weltbankgruppe mit den vorgenommenen Ergänzungen
mit 139 zu 54 Stimmen und jene für die Afrikanische Entwicklungsbank mit 140 zu 55
Stimmen an. Damit schuf er eine Differenz zum Ständerat, welcher das Geschäft erneut
zur Behandlung überwiesen erhielt. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2020
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2020 stand die Strategie der IZA 2021-2024 im Nationalrat zum
zweiten Mal zur Debatte. Zuvor hatte der Ständerat eine vom Nationalrat
vorgeschlagene Änderung abgelehnt und damit eine Differenz geschaffen. Die grosse
Kammer hätte mit einem Artikel 2a die Höhe der Rahmenbeträge an die wirtschaftliche
Entwicklung der Schweiz und den Abbau der Covid-19-bedingten Schulden koppeln
wollen, was der Ständerat aber für unpassend befand. Eine Mehrheit der APK-NR schlug
vor, sich dem Ständerat anzuschliessen. Eine Minderheit Büchel (svp, SG) wollte jedoch
am betroffenen Artikel 2a festhalten. Roland Büchel sah im umstrittenen Artikel eine
Möglichkeit, im Bereich der Entwicklungshilfe Einsparungen vornehmen zu können. Die
Minderheit verlangte, die Schweiz «von innen her» zu stärken und kritisierte die hohen
Beträge, die in den kommenden Jahren in die IZA investiert werden sollten. Claudia
Friedl (sp, SG) unterstützte in ihrem Votum den Mehrheitsantrag, da das Parlament im
jährlichen Budget sowieso den effektiven Betrag eines Rahmenkredits festlegen könne
und man mit Artikel 2a den eigenen Handlungsspielraum nur noch verkleinern würde.
Hans-Peter Portmann, welcher den Artikel ursprünglich mittels Minderheitsantrag
eingebracht hatte, verwies auch auf die Zusicherung des Bundesrats, dass dieser in den
Zahlungskrediten die wirtschaftliche Entwicklung und den Covid-19-Schuldenabbau
berücksichtigen werde. 
Der Nationalrat nahm schliesslich den Antrag der Mehrheit mit 112 zu 56 Stimmen (bei
25 Enthaltungen) an und strich damit Artikel 2a wieder aus dem Entwurf, womit er die
Differenz zum Ständerat bereinigte. Somit wurden die vier Bundesbeschlüsse zur IZA
angenommen. Für die Gegenstimmen bei der Gesamtabstimmung zeichnete fast
ausschliesslich die SVP-Fraktion verantwortlich, die Enthaltungen stammten
mehrheitlich von Mitgliedern der FDP-Fraktion. 9
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Nachdem der Nationalrat mehrere Artikel hinsichtlich der Transparenzanforderungen
und der strategischen Ausrichtung der Schweizer Beteiligung hinzugefügt hatte, musste
sich der Ständerat in der Wintersession 2020 im Differenzbereinigungsverfahren
erneut mit den Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe und der Afrikanischen
Entwicklungsbank befassen. Damian Müller (fdp, LU) sprach sich im Namen der
Mehrheit der APK-SR für einen Kompromiss zwischen dem ursprünglichen Entscheid
des Ständerats (keine Handlungsanweisungen) und dem Beschluss des Nationalrats
(Handlungsanweisungen in fünf Bestimmungen) aus, indem die Offenlegungspflicht
gestrichen würde. Für Müller zeige das klare Abstimmungsresultat der Kommission von
11 zu 1 Stimmen, dass man das Anliegen des Nationalrates unterstütze, dabei aber auf
eine «übersichtliche und elegante Lösung» setze. Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE)
verlangte jedoch das Festhalten an genannter Offenlegungspflicht durch Artikel 3c,
welcher Regelungen über die Veröffentlichung des Abstimmungsverhaltens und die
Berichterstattung an das Parlament beinhaltete. Der Bundesrat empfahl die Ablehnung
des Minderheitsantrags, da die Veröffentlichung solcher Positionen negative
Reaktionen von anderen Ländern hervorrufen könnte. Der Antrag wurde schliesslich mit
22 zu 11 Stimmen (bei 1 Enthaltung) abgelehnt, wobei Sommaruga prophezeite, dass der
Nationalrat den Artikel wieder aufbringen werde. Mit 22 zu 19 Stimmen angenommen
wurde hingegen eine Ergänzung von Ständerätin Carobbio Guscetti (sp, TI), damit auch
die «Förderung der Menschenrechte» als Grundlage der Entscheidungsfindung
aufgeführt wird. Für Kommissionssprecher Damian Müller war dieser Zusatz «eigentlich
logisch, aber nicht zwingend». 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2020
AMANDO AMMANN

Wenige Tage nach der zweiten Sitzung des Ständerats zur Vorlage befasste sich der
Nationalrat mit dessen Kompromiss zu den Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe
und der Afrikanischen Entwicklungsbank. Die vier Verpflichtungskredite waren in
beiden Räten unumstritten, jedoch hatte der Nationalrat fünf Artikel mit
Handlungsrichtlinien ergänzt, die vom Ständerat zwar abgelehnt, im Sinne einer
Kompromisslösung aber grösstenteils in einem neu geschaffenen Artikel 3a
aufgenommen worden waren. Während dieser Artikel 3a auf Antrag der APK-NR
angenommen wurde, setzte sich eine Minderheit Schneider-Schneiter (cvp, BL) dafür
ein, dem Ständerat auch hinsichtlich der Streichung der Offenlegungspflicht zu folgen
und Artikel 3c zu streichen. Die Minderheit aus Vertreterinnen und Vertretern der
Mitte-, der FDP- und der GLP-Fraktion argumentierte, dass die Publikation im Internet
nicht umsetzbar und die Unterrichtungspflicht des Parlaments bereits anderweitig
geregelt sei. Roland Fischer (glp, LU) zeigte Verständnis für den Wunsch nach mehr
Transparenz und stellte in Aussicht, dass die Aussenpolitischen Kommissionen in der
Differenzbereinigung einen Kompromiss ausarbeiten könnten. Die Mehrheit des
Nationalrates wollte jedoch an der Offenlegungspflicht festhalten. Franz Grüter (svp,
LU), dessen Fraktion sich von Anfang an gegen die Verfügungskredite eingesetzt hatte,
bezeichnete die Institutionen als «Dunkelkammern» und verlangte eine «Aufsicht über
die Aufsicht». Auch die SP setze sich für die Einhaltung von Transparenz und
Rechenschaft und daher für Artikel 3c ein, wie Claudia Friedl (sp, SG) verlauten liess.
Bundesrat Parmelin freute sich zwar über den konstruktiven Kompromiss zu Artikel 3a,
der keine grösseren Umsetzungsprobleme mit sich brachte. Er verwies jedoch in Bezug
auf den umstrittenen Artikel 3c ebenfalls darauf, dass die Publikation der Schweizer
Positionen im Internet «äusserst problematisch und sehr oft kontraproduktiv» sein
könne. Um auf internationaler Ebene Kompromisse finden zu können, sei es manchmal
unumgänglich, Positionen vertraulich zu behandeln. Auf Nachfrage von Fabian Molina
(sp, ZH) stimmte er aber im Namen des Bundesrats zu, den zuständigen Kommissionen
gegenüber Rechenschaft abzulegen. Der Nationalrat nahm den Antrag der Mehrheit in
Bezug auf Artikel 3c trotz der bundesrätlichen Bedenken mit 118 zu 68 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) an, womit er erneut eine Differenz zum Ständerat schuf. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2020
AMANDO AMMANN

Um auch noch die letzte Differenz hinsichtlich der Kapitalerhöhungen der
Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank zum Nationalrat zu
bereinigen, befasste sich der Ständerat in der Wintersession 2020 zum zweiten Mal mit
diesem Bundesratsgeschäft. Der Nationalrat hatte zwar dem ständerätlichen
Kompromiss weitgehend zugestimmt, es war jedoch eine letzte Differenz in Bezug auf
die Offenlegungspflicht auszuräumen. Kommissionssprecher Damian Müller (fdp, LU)
hielt fest, dass die APK-SR die Differenz ausgiebig beraten habe und zum Schluss
gekommen sei, dass grundsätzlich gar keine solche bestehe. Transparenz und
Rechenschaftspflicht seien Prinzipien, die man erfüllen wolle, was auch aus der
Botschaft zur Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 hervorgehe.
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Jedoch dürfe man dabei den eigenen Handlungsspielraum nicht einschränken, weshalb
die Kommission einen «eleganten und wirkungsvollen» Weg gefunden habe: Statt das
Abstimmungsverhalten zu veröffentlichen, wie der Nationalrat gefordert hatte, soll der
Bundesrat die Aussenpolitischen Kommissionen periodisch – mindestens einmal pro
Jahr – über sein Handeln informieren. Bundesrat Parmelin zeigte sich mit der
gefundenen Lösung zufrieden. Diese berücksichtige sowohl die Zwänge der
Stimmrechtsgruppen, denen die Schweiz in den beiden Banken ausgesetzt sei, als auch
die Forderung des Parlaments nach mehr Transparenz. Der Rat nahm dem Vorschlag
der Kommission stillschweigend an. Damit ging das Geschäft wieder zurück an den
Nationalrat. 12

Zwischen National- und Ständerat gab es in Bezug auf die Kapitalerhöhungen der
Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank eine letzte Differenz zu
bereinigen. Diese bezog sich auf die Offenlegungspflicht der Tätigkeiten. Während der
Nationalrat verlangte, dass das Abstimmungsverhalten der Schweiz im Internet bekannt
gegeben werde, hatte der Ständerat gegen diesen Vorschlag gestimmt. Letzterer hatte
die Transparenzanforderung in der Differenzbereinigung in der Folge dahingehend
abgeschwächt, dass der Bundesrat die Aussenpolitischen Kommissionen periodisch
über seine Tätigkeiten zu informieren habe. Der Nationalrat musste in der
Wintersession 2020 demnach über diese letzte verbleibende Differenz entscheiden.
Auf Antrag der APK-NR stimmte ihr der Nationalrat einstimmig im Sinne des Ständerats
zu. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2020
AMANDO AMMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Le rapport sur le postulat 13.4193 dessine des pistes dans l'optique d'une modification
légale des procédures d'assainissement pour les particuliers. Plus précisément, ce
postulat, adopté par la chambre basse, souhaite trouver des solutions pour lutter
contre le surendettement des particuliers, et renforcer le principe d'égalité de
traitement des créanciers. Grâce à une approche comparative, le rapport propose une
combinaison de deux instruments afin d'atteindre les objectifs visés par le postulat.
D'un côté, la législation devrait envisager le concordat forcé pour les particuliers qui
disposent d'un revenu. D'un autre côté, une procédure d'assainissement, avec
annulation des dettes, pour les débiteurs à faible ou sans revenu semble nécessaire.
Cette double approche garantirait l'égalité des droits pour les créanciers et éliminerait
les incitations négatives pour les débiteurs à l'aide sociale. Une telle modification
législative serait un premier pas dans la lutte contre le surendettement et la pauvreté
des particuliers. De plus, les velléités entrepreneuriales seraient encouragées. 14

BERICHT
DATUM: 09.03.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil de Etats a adopté le classement du postulat suite au rapport sur le droit
suisse de l'assainissement. 15

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Internationale Finanzinstitutionen

Le Conseil des Etats a adopté, à l'unanimité, le crédit d'engagement en vue de l'octroi
d'une garantie à la BNS pour le Fonds fiduciaire pour la réduction de la pauvreté et
pour la croissance du FMI. La chambre des cantons a donc suivi sa commission de
politique extérieure (CPE-CE) qui préconisait l'adoption par 10 voix contre 0 et 1
abstention. L'argument de l'importance de la stabilité du système financier
international pour une économie helvétique dopée par les exportations a fait
mouche. 16
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Landwirtschaft

Lebensmittel

La conseillère nationale Martina Munz (ps, SH) se lance dans le combat contre le
gaspillage alimentaire. De nombreux textes ont déjà été déposés à ce sujet; textes qui
ont systématiquement été refusés par les chambres, à l'exception du postulat 18.3829
demandant un plan d'action sur la question. Pourtant, cette fois-ci la motion de la
députée socialiste trouve à la fois les faveurs du Conseil fédéral ainsi que de la chambre
du peuple. Le texte demande que l'article 7, alinéa 4 de la loi sur les denrées
alimentaires soit complété comme suit: «Le Conseil fédéral peut arrêter des
dispositions particulières autorisant la remise de denrées alimentaires à des
organisations certifiées ou à des personnes, afin de lutter contre le gaspillage
alimentaire. La préservation de la santé humaine doit être garantie en tout temps.»
Cette adjonction permettrait de faire en sorte que les invendus des supermarchés
encore comestibles ne terminent pas aux ordures mais soient donnés à des
organisations luttant contre la précarité. Des mesures similaires ont déjà été prises par
plusieurs pays européens (France, Italie, République Tchèque). Il en revient maintenant
à la chambre des cantons de statuer du sort de cette motion. 17

MOTION
DATUM: 21.06.2019
KAREL ZIEHLI

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Die Katholische Volkspartei lancierte eine eidgenössische Volksinitiative „für eine
Solidaritätsabgabe (gegen eine Zweiklassengesellschaft)“. Zur Unterstützung finanziell
schwacher Bevölkerungsschichten sollen Personen mit einem Einkommen ab 500'000
Fr. und Unternehmen mit einem jährlichen Reingewinn ab 1 Mio Fr. eine progressiv
ausgestaltete Solidaritätsabgabe leisten. 18

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat will Einkommen, welche das Existenzminimum nicht überschreiten,
von der Steuer befreien. Er hiess eine diesbezügliche Änderung des
Steuerharmonierungsgesetzes gut, welche auf eine parlamentarische Initiative seiner
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit zurückgeht. Der Bundesrat stellte
sich nicht grundsätzlich gegen das Anliegen, monierte aber, dass sich die Kantone seit
der Debatte zum Steuerpaket 2001 nicht vorgängig hätten äussern können; die
Steuerbefreiung des Existenzminimums war damals unbestritten gewesen. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.10.2006
MAGDALENA BERNATH

Im Gegensatz zum Nationalrat beschloss der Ständerat, nicht auf eine parlamentarische
Initiative der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates (SGK-
NR) einzutreten, welche Einkommen, die das Existenzminimum nicht überschreiten,
von der Steuer befreien wollte. Die vorberatende Kommission sah in der
Steuerbefreiung des Existenzminimums ein zentrales Element der Strategie gegen
Armut. Da die Kantone das Existenzminimum selber hätten bestimmen können, wäre
auch nicht in deren Tarifautonomie eingegriffen worden. Der Ständerat lehnte die
Initiative ab, obwohl der Nationalrat in der Differenzbereinigung an seiner
Entscheidung festgehalten hatte. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2007
LINDA ROHRER

Infrastruktur und Lebensraum
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Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Le Conseil fédéral a adopté la Stratégie pour le développement durable 2016-2019, en
vue de réaliser les objectifs de l'Agenda 2030. Le plan d'action s'articule en neuf
champs thématiques: consommation et production, santé, sécurité sociale, cohésion
sociale et égalité des sexes, sécurité sociale, système économique et financier,
ressources naturelles, énergie et climat, formation, recherche, innovation,
développement urbain, mobilité et infrastructures. La stratégie définit pour chaque
champ une vision à long terme à concrétiser à travers des objectifs à moyen terme. Les
mesures prévues sont à mettre en œuvre de 2016 à 2019. La Confédération soutiendra
les acteurs (les partenaires de l’économie, de la société civile et des milieux
scientifiques, les cantons et les communes) impliqués dans la mise en œuvre en leur
fournissant des instruments, en coordonnant des activités comme par exemple le
Forum du développement durable. Elle entend renforcer ses engagements durables au
niveau international, en collaborant à la réalisation d'objectifs comme le respect des
droits de l’homme, le soulagement des populations dans le besoin et l'élimination de la
pauvreté extrême. 21

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.01.2016
DIANE PORCELLANA

Abfälle

Im Frühling 2020 beugte sich der Ständerat über die Motion Munz (sp, SH). Die
Rednerinnen und Redner waren sich einig, dass der Lebensmittelverschwendung
dringend Einhalt geboten werden müsse. Die Mehrheit im Stöckli erachtete dazu den
mit der Motion vorgeschlagenen Weg als richtig. Sie sah in der geplanten Erweiterung
der Lebensmittelabgaben nicht nur einen positiven Effekt für die Umwelt, sondern auch
eine Massnahme zur Armutsreduktion. Für die Minderheit der SGK-SR argumentierte
Hannes Germann (svp, SH), dass die Umsetzung der Motion für das Gastgewerbe
schwierig sein werde. Zudem wäre gemäss Germann auch die Verpflichtung des
Detailhandels, seine Angestellten nach Ladenschluss für die Verteilung der
abzugebenden Lebensmittel zu bezahlen, sehr problematisch. Dennoch stimmte der
Ständerat der Motion letztlich mit 33 zu 12 Stimmen deutlich zu. 22

MOTION
DATUM: 01.01.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Im Juli 2017 entschied das Bundesgericht, dass der Mindestlohn, den der Kanton
Neuenburg im Jahr 2011 einführen wollte, keine wirtschaftliche, sondern eine
sozialpolitische Massnahme darstellt und damit den «Vorrang des Bundesrechts» sowie
die verfassungsmässig garantierte Wirtschaftsfreiheit nicht verletzt. 
2011 hatte die Stimmbevölkerung des Kantons einer Änderung der kantonalen
Verfassung zur Schaffung eines Mindestlohns zugestimmt, den der Neuenburger Grosse
Rat 2014 auf CHF 20 pro Stunde festgelegt hatte. Mehrere Unternehmen und Verbände
sowie Privatpersonen hatten in der Folge vor dem Bundesgericht mit der Begründung
Beschwerde eingelegt, dass der Mindestlohn das in der Bundesverfassung verankerte
Grundrecht der Wirtschaftsfreiheit verletze. Das Bundesgericht erachtete den
Mindestlohn hingegen als sozialpolitische Massnahme, um Armut zu bekämpfen – zumal
er sich vor allem an die «working poor» richte. 23

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 21.07.2017
GIADA GIANOLA
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Jahresrückblick 2020: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Die Gesundheitspolitik stand 2020, wie die gesamte Schweizer Politik, ganz im Zeichen
der Corona-Pandemie, welche die Schweiz im Februar – damals noch als Epidemie
eingestuft – erreichte und seither in Atem hält. Die steigenden Infektionszahlen
veranlassten den Bundesrat dazu, am 28. Februar die «besondere Lage» gemäss
Epidemiengesetz auszurufen, mit welcher der Bund die Weisungsbefugnisse gegenüber
den Kantonen sowie die Verantwortung für die Krisenbewältigung übernahm. Zudem
verabschiedete die Regierung die Verordnung über «Massnahmen zur Bekämpfung des
Coronavirus (Covid-19)», durch welche Grossveranstaltungen mit über 1'000 Personen
bis auf Weiteres verboten wurden. Dennoch stiegen die Fallzahlen in der Folge
drastisch an, so dass der Bundesrat am 13. März in einer zweiten Verordnung die
Einreise aus Risikoländern einschränkte und das Zusammenkommen von über 100
Personen untersagte. 
Nachdem auch diese Massnahmen dem Anstieg der Fallzahlen keinen Einhalt gebieten
konnten, verkündete der Bundesrat am 16. März die ausserordentliche Lage gemäss
dem Epidemiengesetz und ordnete einen Lockdown an, um weiterhin genügend freie
Betten in Krankenhäusern garantieren zu können. Abgesehen von
Lebensmittelgeschäften und Gesundheitseinrichtungen mussten sämtliche Läden,
Restaurants, Bars sowie Unterhaltungs- und Freizeitbetriebe schliessen. Öffentliche
und private Veranstaltungen wurden untersagt, der Präsenzunterricht in Schulen
wurden verboten und die Bevölkerung wurde dazu angehalten, zuhause zu bleiben und
wenn möglich Homeoffice zu betreiben. Einhalten der Hygienemassnahmen und
Abstand wahren – was sich in den darauffolgenden Monaten noch als Social Distancing
durchsetzen sollte –, waren die Devise. Die Grenzen zu sämtlichen noch offenen
grossen Nachbarländern wurden geschlossen und Schweizerinnen und Schweizer
zurück ins Land gerufen. In diesem Zusammenhang organisierte die Regierung
Rückholaktionen von im Ausland gestrandeten Bürgerinnen und Bürgern, an der sich
auch die Rega beteiligte. 
Am 20. März reduzierte die Landesregierung die erlaubte Gruppengrösse von
öffentlichen Versammlungen weiter auf fünf Personen. Da die Spitäler stark
beansprucht waren, verbot sie zudem die Durchführung von nicht dringend
notwendigen Untersuchungen, Eingriffen und Therapien in medizinischen
Einrichtungen], was dazu führte, dass die Spitäler erhebliche finanzielle Einbussen
erlitten. Gleichzeitig hob der Bundesrat die Bestimmungen zu Arbeits- und Ruhezeiten
im Gesundheitswesen auf, um der Problematik der knappen personellen Ressourcen
begegnen zu können. 
Am 8. April verlängerte der Bundesrat die Massnahmen der ausserordentlichen Lage bis
zum 26. April, kündigte aber am 16. April erste Lockerungsschritte an, die bis im Juni
erfolgten. In der Folge entspannte sich die Situation während den Sommermonaten, so
dass der Bundesrat das Corona-Zepter an die Kantone zurückgegeben konnte. Diese
Beruhigung der Lage war jedoch nur von begrenzter Dauer: Aufgrund der steigenden
Fallzahlen erliess der Bundesrat am 18. Oktober erneut landesweite Massnahmen wie
zum Beispiel ein Versammlungsverbot von mehr als 15 Personen.
Weil die vom Bundesrat erlassenen Notverordnungen nach sechs Monaten automatisch
ausser Kraft treten, mussten die darin enthaltenen Massnahmen zur Bekämpfung der
Corona-Pandemie in Bundesgesetz gegossen werden. In der Herbstsession behandelte
das Parlament entsprechend das stark umstrittene dringliche Covid-19-Gesetz, zu dem
der Verein «Freunde der Verfassung» das Referendum ergreifen wollte. Bereits in der
Wintersession und somit noch vor Ablauf der Referendumsfrist nahm das Parlament auf
Antrag des Bundesrates zudem einige Anpassungen am neuen Gesetz vor, die es dem
Bundesrat ermöglichen sollen, die Auswirkungen der zweiten Welle abzudämpfen.

Obwohl die Corona-Pandemie den Parlamentsbetrieb zweifelsohne dominierte, wurden
auch andere Geschäfte in der Gesundheitspolitik behandelt. Im Bereich der
Krankenpflege war dies zum Beispiel der indirekte Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative,
dem sich die beiden Räte in mehreren Sessionen annahmen. Der Pflegeberuf hatte
durch die Coronakrise zwar an Ansehen gewonnen, trotzdem gab es zwischen den
beiden Parlamentskammern unter anderem noch Differenzen bezüglich des
eigenständigen Abrechnens durch die Pflegefachpersonen mit den Krankenkassen oder
bezüglich der Ausbildungsbeiträge durch die Kantone. 
Weiter ermöglichten die beiden Räte in der Herbstsession Versuche zur kontrollierten
Abgabe von Cannabis, von denen man sich einen Erkenntnisgewinn zu alternativen
Regulierungsformen erhoffte. Auch medizinischer Cannabis war 2020 ein Thema: So

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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beabsichtigte der Bundesrat, den Zugang zu medizinischen Cannabisbehandlungen zu
ermöglichen. Die Volkskammer befasste sich in der Wintersession mit dem Geschäft
und hiess die entsprechende Änderung am BetmG gut. 
Im Spätsommer gab die Landesregierung bekannt, dass sie die Initiative «Kinder und
Jugendliche ohne Tabakwerbung» zur Ablehnung empfehle, da ihr das Anliegen zu weit
gehe. Es müsse ein gewisses Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichen Interessen und
den Interessen der öffentlichen Gesundheit bestehen, was der Bundesrat beim
Volksbergehren, das ein weitreichendes Verbot für Tabakproduktewerbung vorsah, als
nicht gegeben erachtete. Er unterstütze allerdings den Jugendschutz im Rahmen der
parlamentarischen Debatte zum Tabakproduktegesetz, mit dem sich der Nationalrat im
Dezember 2020 auseinandersetzte. 

Während in der Sportpolitik zu Beginn des Jahres Themen wie die in Lausanne
organisierten Olympischen Winterjugendspiele und das Fortbestehen des
Lauberhornrennens in den Schlagzeilen waren, wichen diese Ende Februar Artikeln im
Zusammenhang mit Covid-19. So traf die Absage von Grossveranstaltungen vor allem die
Profiligen des Fussballs und des Eishockeys hart. Nachdem die Ligen zuerst eine
vorläufige Pause eingelegt hatten, wurden die Saisons am 12. März (Eishockey)
respektive 30. April (die unteren Ligen im Fussball) definitiv abgebrochen.
Zwischenzeitlich kam es zu Diskussionen, ob Geisterspiele durchgeführt oder ganz auf
den Spielbetrieb verzichtet werden sollte. Um die wirtschaftlichen Auswirkungen des
Coronavirus zu dämpfen, sagte der Bundesrat am 20. März der Sportbranche CHF 100
Mio. zu, wobei die eine Hälfte in Form von zinslosen Darlehen an den Spitzensport und
die andere Hälfte als A-fonds-perdu-Beiträge an den Breitensport gehen sollten. Da
dies nicht ausreichte, wurde Mitte Mai ein Stabilisierungspaket im Umfang von einer
halben Milliarde Franken festgelegt. Im Rahmen der Behandlung des Covid-19-Gesetzes
im September einigten sich National- und Ständerat darauf, dass nicht die Ligen,
sondern die Sportvereine selber Darlehen erhalten sollen, wobei sie Sicherheiten im
Umfang von einem Viertel ihres betrieblichen Aufwandes der Saison 2018/19 zu leisten
haben. Anfang November stellte Sportministerin Amherd ein Hilfspaket für den Sport
vor, das bis Ende 2021 CHF 350 Mio. für den Spitzensport und CHF 200 Mio. für den
Breitensport vorsah und von dem auch semiprofessionelle Teams verschiedener
weiterer Sportarten profitieren können sollen.

Nicht nur für die Unternehmen und die Sportvereine, sondern auch für die Schweizer
Bevölkerung hatte die Corona-Pandemie grosse finanzielle Einbussen zur Folge,
weshalb sich auch im Themenbereich Sozialhilfe einiges tat. Dabei würden aber nicht
alle Bevölkerungsgruppen gleich stark von der Krise getroffen, berichteten die Medien.
Der Krise besonders stark ausgesetzt seien die unteren Einkommensschichten, wo
bereits einige Hundert Franken, die beispielsweise wegen dem durch Kurzarbeit für
viele Personen auf 80 Prozent reduzierten Lohn wegfielen, einen grossen Unterschied
machten. Aus diesem Grunde hielt die Hilfsorganisation Caritas den Bundesrat und das
Parlament dazu an, Unterstützungsprogramme, die einmalige Direktzahlungen in der
Höhe von CHF 1'000 beinhalteten, für armutsbetroffene Haushalte und Einzelpersonen
zu beschliessen. Die durch die Pandemie gemäss Medien verstärkten Ungleichheiten in
der Bevölkerung wurden insbesondere anhand der teilweise über einen Kilometer
langen Menschenschlangen vor Lebensmittelausgabestellen in Genf oder Zürich
ersichtlich. Besonders stark auf solche Angebote angewiesen waren viele Sans-Papiers,
die keine Sozialhilfe beziehen können, sowie Ausländerinnen und Ausländer mit
Aufenthalts- bzw. Niederlassungsbewilligung, da diese einen Widerruf ihrer
Bewilligungen riskierten, wenn sie Sozialhilfe bezögen. 
Bereits im Vorjahr – also noch vor der Pandemie – hatte der Ständerat eine Motion der
WBK-SR (Mo. 19.3953) behandelt, welche die Einrichtung eines fünfjährigen Monitoring-
Zyklus zur Prävention und Bekämpfung von Armut beabsichtigte. Der Nationalrat
stimmte dem Kommissionsbegehren in der Sommersession 2020 zu; dies wohl auch im
Lichte der gegebenen Umstände, wie einige Medien mutmassten.

Welch gewaltigen Raum die Thematik rund um die Covid-19-Pandemie in der
Medienberichterstattung einnahm, widerspiegelt sich auch in der Anzahl dazu
veröffentlichter Zeitungsartikel (siehe APS-Zeitungsanalyse 2020). Dabei dominierte
die Pandemie nicht nur die Berichterstattung im Themenbereich «Gesundheitspolitik»
(siehe Abb. 1), sondern machte zu Zeiten, wo die Covid-19-Fallzahlen sehr hoch waren –
sprich im Frühjahr und im Herbst –, sogar gut ein Drittel beziehungsweise ein Viertel
der abgelegten Zeitungsberichte über alle untersuchten Zeitungen und Themen hinweg
aus. Während sich die Artikelzahl zur Sozialhilfe 2020 auf konstant tiefem Niveau hielt,
ist für den Sport im Mai ein leichter Peak erkennbar. Im September, als das Parlament
das Covid-19-Gesetz beriet, von welchem auch der Sport stark betroffen war, fiel die
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Medienpräsenz hingegen sehr gering aus. 24

Sozialhilfe

Fachleute und Politiker wiesen immer wieder auf den engen Zusammenhang zwischen
Armut und Wohnungsnot hin. Diese Einsicht fand auch im Parlament ihren
Niederschlag, wo eine parlamentarische Initiative der Kommission des Ständerates und
drei Motionen (Mo. 90.259, Mo. 90.778 und Mo. 90.839) eingereicht wurden, die den
Bundesrat beauftragen, in diesem Bereich konkrete Massnahmen zur Verhinderung von
Härtefällen zu ergreifen. Die Motion Zimmerli (svp, BE; Mo, 90.679) im Ständerat wurde
später wieder zurückgezogen. 25

MOTION
DATUM: 11.03.1990
MARIANNE BENTELI

Die Förderung preisgünstigen Wohnungsbaus war denn auch ein zentrales Anliegen der
CVP, die im Sommer ein Positionspapier zur «Armut im Wohlstand» veröffentlichte.
Sie verlangte zudem, der Bund solle sein Engagement bei den Ergänzungsleistungen zur
AHV/IV ausbauen, damit die Kantone die dadurch freiwerdenden Mittel zur
Existenzsicherung derjeniger Menschen einsetzen könnten, die keinen Anspruch auf
Ergänzungsleistungen haben, wie ausgesteuerte Arbeitslose oder Alleinerziehende. Die
CVP fand auch die Einführung eines garantierten Mindesteinkommens (GME)
prüfenswert. Da die Armut in der Schweiz primär die Frauen betrifft, erachtete sie die
Durchsetzung der Lohngleichheit als vordringliches Postulat. 26

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.08.1990
MARIANNE BENTELI

Nach den Kriterien der EG und der WHO gilt eine Person als arm, wenn ihr Einkommen
weniger als die Hälfte des Einkommens beträgt, das in einem Land durchschnittlich zur
Verfügung steht. Geht man von dieser Definition der Armutsschwelle  aus, leben 8
Prozent oder ungefähr 500'000 Menschen in der Schweiz in Armut. Dient als
Richtschnur die für die Entrichtung von Ergänzungsleistungen der AHV/IV massgebliche
Einkommensgrenze, so sinkt der Anteil der Armen auf 4 Prozent. Auf 10 Prozent steigt
er dagegen, wenn die für Mietzinszuschüsse massgebliche Einkommensgrenze
berücksichtigt wird. Dies ergab eine Untersuchung des Instituts für Sozialwissenschaft
der Universität Lausanne. Noch erschreckendere Zahlen lieferte eine Armutsstudie im
Kanton Neuenburg, derzufolge mindestens ein Sechstel, wahrscheinlicher aber eher ein
Fünftel der Bevölkerung unter der von EG und WHO definierten Armutsschwelle lebt.
Aufgeschreckt durch diese Zahlen reichte die FDP-Fraktion ein Postulat (Po 90.926)
ein, das für das Jubiläumsjahr eine nationale Konferenz zum Thema Armut anregt. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.11.1990
MARIANNE BENTELI

Durchschnittlich leben in der Schweiz rund 15 Prozent der Bevölkerung unter der
Armutsgrenze. Eine neue kantonale Studie aus dem Wallis bestätigte die bereits aus
anderen Untersuchungen bekannten Zahlen. Auffallend war dabei, dass besonders
junge Erwachsene unter 30 Jahren vom Problem der Armut betroffen sind: Unter
Ausschluss der Minderjährigen und der Studenten machten sie 28 Prozent jener aus,
die aufgrund der angewendeten Kriterien als arm zu gelten haben. Armutsgefährdet
sind aber auch Rentner (16.4%) und insbesondere die Frauen, die zweieinhalbmal
zahlreicher in Armut leben als die Männer. Zwei Drittel der Armen sind ledig,
geschieden oder verwitwet. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.06.1991
MARIANNE BENTELI

Zu eher noch krasseren Ergebnissen kam eine Studie im Kanton Baselstadt. Gemäss
den Autoren ist dort jede vierte Person mehr oder weniger stark von Armut betroffen:
15 Prozent der Bevölkerung leben bereits unterhalb der Armutsschwelle, 10 Prozent sind
Grenzfälle. Die meisten der befragten sozialen Institutionen gingen zudem davon aus,
dass sich das Phänomen in den nächsten zehn Jahren noch verschärfen wird. Der
Basler Regierungsrat beauftragte das Wirtschafts- und Sozialdepartement, Vorschläge
zur Schliessung der Lücken im Sozialnetz auszuarbeiten. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.06.1991
MARIANNE BENTELI
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Angesichts dieser Zahlen ertönt immer lauter der Ruf nach einem staatlich garantierten
Mindesteinkommen. Linke, Grüne, Hilfswerke und allgemein sozial Engagierte drängen
aber auch darauf, dass endlich Massnahmen ergriffen werden, damit diese
gesellschaftlich benachteiligten Gruppen auch ohne Sozialhilfe finanziell bessergestellt
werden; im Vordergrund stehen hier die Durchsetzung des Grundsatzes vom gleichen
Lohn für gleichwertige Arbeit, bessere Kinderbetreuungsmöglichkeiten und materielle
Anerkennung von Erziehungs- und Pflegeaufgaben. 30

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.08.1991
MARIANNE BENTELI

Eine gesamtschweizerische Untersuchung der Armutsproblematik (NFP 29) lässt
weiterhin auf sich warten, weshalb den kantonalen Studien besondere Bedeutung
zukommt. Neu erschienen Untersuchungen für die Kantone Bern, Jura, St.Gallen und
Zürich. Je nach Berechnungsart wiesen die Untersuchungen einen Armutsanteil von 3
bis 5 Prozent (St. Gallen), knapp 10 Prozent (Zürich) oder 15 bis 17 Prozent (Bern und
Jura) aus. Einig waren sich aber alle Autoren, dass bestehende oder drohende Armut in
einzelnen Bevölkerungsteilen besonders stark vertreten ist, nämlich bei den
Alleinstehenden, den Alleinerziehenden, den Familien und den Rentnern. Zudem
wiesen alle darauf hin, dass ihre Studien – basierend auf Zahlen der späteren 1980er
Jahre – notwendigerweise zu niedrig greifen, da sie der zunehmenden
Langzeitarbeitslosigkeit noch nicht Rechnung tragen konnten. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.02.1992
MARIANNE BENTELI

In seinem Bericht über die Richtlinien der Regierungspolitik versprach der Bundesrat,
dem Parlament in der laufenden Legislatur einen Bericht zur neuen Armut zu
unterbreiten und darin darzulegen, welche praktischen und dringenden Massnahmen
seitens des Bundes in Ergänzung der kantonalen und kommunalen Anstrengungen bei
der Bekämpfung der Armut zu unternehmen sind. Als ersten konkreten Schritt regte
Bundesrat Cotti an der Jahreskonferenz der kantonalen Fürsorgedirektoren die
Schaffung einer Arbeitsgruppe zur Bekämpfung der neuen Armut in der Schweiz an.
Die Arbeitsgruppe soll sich aus Vertretern der Kantone und des Bundesamtes für
Sozialversicherung (BSV) zusammensetzen. 32

BERICHT
DATUM: 25.03.1992
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies diskussionslos ein Postulat Comby (fdp, VS), welches den
Bundesrat ersucht, zwei konkrete Massnahmen im Kampf gegen die neue Armut zu
prüfen. Einerseits sollen die Bundesbeiträge zur Finanzierung und Verbilligung der
Krankenkassenprämien für Menschen, die in Armut leben, substantiell erhöht werden,
anderseits sollen den Kantonen, die zugunsten von Personen und Familien in äusserst
schwierigen Verhältnissen Zuschüsse zu den Ergänzungsleistungen zur AHV/IV
gewähren, Subventionen ausgerichtet werden. 33

POSTULAT
DATUM: 27.05.1992
MARIANNE BENTELI

In Basel gründete die Caritas den ersten «Carisatt-Laden», in welchem Bedürftige
verbilligte oder gratis abgegebene Waren beziehen können. Bewährt sich das
Pilotprojekt, so soll eine Ladenkette in der ganzen Schweiz aufgezogen werden. 34

ANDERES
DATUM: 07.06.1992
MARIANNE BENTELI

Bei der Beratung der Legislaturplanung 1991-1995 überwies der Nationalrat eine
Kommissionsmotion, welche den Bundesrat beauftragen wollte, einen umfassenden
Bericht zur Sicherung des finanziellen Existenzminimums zu erstellen und allenfalls
Massnahmen vorzuschlagen, auf Antrag des Bundesrates lediglich als Postulat. 35

MOTION
DATUM: 17.06.1992
MARIANNE BENTELI

Das Problem der neuen Armut im eigenen Land scheint die Schweizer Bevölkerung weit
weniger zu beschäftigen als das Elend in der Dritten Welt. Nur gerade CHF 5 Mio.
brachte ein Aufruf der Glückskette von Radio und Fernsehen für die einheimischen
Bedürftigen, rund viermal weniger als im Vorjahr eine Sammlung zugunsten der
hungernden Bevölkerung in Somalia. Die Verantwortlichen der Hilfsaktion erklärten sich
die unterschiedliche Spendefreudigkeit damit, dass es der reichen Schweiz noch nicht
ins Bewusstsein gedrungen sei, dass (relative) Armut auch hierzulande heute ein recht
weit verbreitetes Phänomen ist. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.06.1993
MARIANNE BENTELI
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Aus einer Einzelinitiative eines Neuenburger Journalisten entstand in der Romandie ein
erstes Netzwerk, welches völlig unbürokratisch und mit freiwilligen Helfern Pakete mit
Lebensmitteln und Hygienprodukten, sogenannte «cartons du coeur» an jene
Menschen verteilt, die durch die Maschen des Sozialnetzes gefallen sind. Die Aktion, die
zu Beginn des Jahres 1993 recht bescheiden begann, trat in der Westschweiz einen
eigentlichen Siegeszug an. Bis Mitte August wurden schon über 23 Tonnen Hilfsgüter an
Bedürftige verteilt. 37

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.08.1993
MARIANNE BENTELI

Die Rezession und die steigende Zahl der ausgesteuerten Langzeitarbeitslosen
verstärkte 1993 den Druck auf die Fürsorgeämter weiter. 160'000 bis 180'000 Personen
waren nicht mehr in der Lage, ihre Existenz selber zu bestreiten. Angesichts der
Finanzknappheit der öffentlichen Hand wurden die Voraussetzungen für eine wirksame
Sozialhilfe immer schwieriger. 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.10.1993
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Pilotstudie zu einer nationalen Sozialhilfestatistik werden
gesamtschweizerisch zwischen 100'000 und 150'000 Personen von den
Fürsorgebehörden materiell unterstützt. Die Bruttoleistungen dürften bei etwa CHF 1
Mrd., die Nettoleistungen bei CHF 600 Mio. bis CHF 700 Mio. pro Jahr liegen.
Hauptbezüger der Sozialhilfe sind mit 34 Prozent Arbeitslose, gefolgt von
Suchtabhängigen (19%) sowie Alleinerziehenden und AHV/IV-Rentnern mit je 14
Prozent. In den letzten Jahren mussten grössere Gemeinden Steigerungsraten von
jährlich bis zu 35 Prozent verkraften. Aufgrund der bei 30 Sozialhilfestellen in der
Deutschschweiz erhobenen Daten lässt sich im Fürsorgebereich ein klarer Stadt-Land-
Unterschied erkennen. Die Zahl der unterstützten Personen und Familien liegt in
städtischen Gemeinden weitaus höher als in ländlichen Regionen. Zudem ist das Stadt-
Land-Gefälle bei der Sozialhilfe ausgeprägter als bei den Armutsquoten und
widerspiegelt damit eine restriktivere Sozialhilfe auf dem Land. Aus den Daten ging
weiter hervor, dass nur ein Teil der wirtschaftlich Bedürftigen öffentliche Sozialhilfe
bezieht. Die Fürsorgequoten liegen im Vergleich zu den Armutsquoten sehr viel tiefer,
bei den kleinsten Gemeinden rund vierzigmal, bei den Städten mit über 300'000
Einwohnern immerhin noch rund siebenmal. Laut Schätzungen beziehen je nach
Gemeinde zwischen 5 und 30 Prozent der einkommensschwachen Wohnbevölkerung
Fürsorgegelder. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.03.1994
MARIANNE BENTELI

Auf Anregung des EDI setzte die Konferenz der kantonalen Fürsorgedirektoren eine
Arbeitsgruppe ein, die einen massnahmenorientierten Bericht zur neuen Armut
ausarbeiten soll. Dieser wird sich im wesentlichen auf die Ergebnisse der bisher
vorliegenden Armutsstudien sowie die aktuellen Entwicklungen in den Kantonen im
Bereich Sozialhilfe stützen und soll bis Ende 1995 vorliegen. 40

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.09.1994
MARIANNE BENTELI

Angesichts der zunehmenden Armut und der finanziellen Engpässe der öffentlichen
Hand sprachen sich die kantonalen Fürsorgedirektoren für ein koordinierteres
Vorgehen aus. In einem Thesenpapier, das noch weiter diskutiert werden soll, schlugen
sie die definitive verfassungsmässige Verankerung der Ergänzungsleistungen sowie
normierte Bedarfsleistungen für Familien mit Kindern oder Alleinerziehende ohne
existenzsicherndes Einkommen vor. Bei der Sozialhilfe möchten die Fürsorgedirektoren
vermehrt auf «Massarbeit» setzen, also wirklich nur noch dort helfend eingreifen, wo
die Bedürfnisse klar ausgewiesen sind und keine Aussicht auf Lösung durch
Eigenverantwortung besteht. Fachleute warnten allerdings davor, diese «Massarbeit»,
die dann nur mehr die Ärmsten berücksichtigen würde, auf die Spitze zu treiben.
Insbesondere seien die Folgekosten, die etwa aufgrund der ungenügenden
Sozialisierung der Kinder Minderbemittelter zu erwarten wären, nicht abschätzbar und
möglicherweise bedeutend höher als jene für die gesellschaftliche Stützung der Eltern.
Um dem wachsenden sozialpolitischen Druck zu begegnen, schlossen sich die
Sozialämter von 14 Städten zu einer Konferenz zusammen. Sie forderten eine
Koordinationsstelle für Sozialpolitik auf Bundesebene, die Harmonisierung der
materiellen Standards in der Sozialhilfe und ein Recht auf Existenzsicherung in der
Bundesverfassung. 41

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 22.09.1995
MARIANNE BENTELI
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Eine Motion von Nationalrat Zisyadis (pda, VD) verlangte vom Bundesrat, in seine
Botschaften ans Parlament einen Abschnitt mit dem Titel «Positive Auswirkungen für
die Bedürftigen» aufzunehmen. Die Landesregierung verwies darauf, dass es bereits
heute üblich sei, bei der Präsentation einer neuen Vorlage nicht nur die Konsequenzen
für die Finanzen von Bund und Kantonen, sondern auch für andere Parameter
(Gesellschaft, Umwelt etc.) einzubeziehen. Sie beantragte deshalb, die Motion in ein
Postulat umzuwandeln und abzuschreiben. Zisyadis bestand auf Überweisung als
Motion, worauf der Vorstoss recht deutlich abgelehnt wurde. 42

MOTION
DATUM: 05.10.1995
MARIANNE BENTELI

Gemäss Schätzungen haben im Berichtsjahr 1995 etwa 275'000 Personen oder Familien
Leistungen der Sozialhilfe bezogen. Das sind rund 10 Prozent mehr als im Vorjahr. Damit
ist die Zahl weiterhin angestiegen, allerdings weniger stark als im Schnitt der letzten
Jahre. Für die unmittelbare Zukunft rechnen Sozialfachleute mit der gleichen
Entwicklung, da ein nachweisbarer Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Armut
besteht. Von den ausgesteuerten Arbeitslosen melden sich im Durchschnitt rund ein
Drittel innerhalb von drei oder vier Monaten beim Fürsorgeamt. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.12.1995
MARIANNE BENTELI

Langzeitarbeitslosigkeit bedeutet immer häufiger den Ausschluss grösserer
Bevölkerungskreise aus der Gesellschaft. Von diesen Veränderungen am stärksten
betroffen sind die Schweizer Städte mit Zentrumsfunktion, da sie einen grossen Teil der
sozialen Aufgaben tragen. Aus diesem Grund schlossen sich die grössten Städte 1995 zu
einer losen Arbeitsgemeinschaft zusammen, der Städteinitiative "Ja zur sozialen
Sicherung", welche sich mehr Mitsprache der Städte auf Bundesebene, eine
verbesserte Koordination sowie eine gerechtere Lastenverteilung einsetzt. Die
Arbeitsgemeinschaft führte im Januar des Berichtsjahres eine Aussprache mit
Vertretern der kantonalen Fürsorgedirektorenkonferenz durch und traf sich im Juni mit
den Präsidenten der parlamentarischen Kommissionen für soziale Sicherheit und
Gesundheit. Sie hiessen bei dieser Gelegenheit ein Grundlagenpapier zur
Arbeitslosigkeit gut, welches die folgenden Hauptpunkte umfasst: Schaffung eines
ergänzenden zweiten Arbeitsmarktes für langzeitarbeitslose Sozialhilfeabhängige;
Schliessung der Finanzierungslücke zwischen AVIG und IV im Bereich der aktiven
Eingliederungsmassnahmen; Förderung neuer Arbeitszeitmodelle in Richtung neuer
Ansätze zur Umverteilung der Arbeit; engere Vernetzung zwischen Sozialversicherung
(ALV, IV) und Sozialhilfe sowie institutionalisierte Zusammenarbeit zwischen regionalen
Arbeitsvermittlungszentren (RAV) und Sozialhilfeämtern. Kerngedanke dieser Anliegen
ist die Erkenntnis, dass die öffentliche Sozialhilfe ihren Integrationsauftrag nicht
wahrnehmen kann, wenn ihren Klienten und Klientinnen der Zugang zum Arbeitsmarkt
verschlossen bleibt. 44

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.01.1996
MARIANNE BENTELI

Das Jahr 1996 wurde von der UNO zum Jahr der Bekämpfung der Armut proklamiert.
Zum Auftakt dieses Themenjahres trafen die Bundesräte Dreifuss und Cotti in Bern
Vertreter von Hilfswerken und Entwicklungsorganisationen. Zur Sprache kamen die
ständige Verschlechterung der Rahmenbedingungen für die Länder des Südens, die
zunehmende Armut im Norden sowie die sich verknappenden finanziellen Mittel zur
Bewältigung der Not. Bundesrätin Dreifuss bezifferte die Zahl der Menschen, die in der
wohlhabenden Schweiz in schwierigen finanziellen Verhältnissen leben, auf über
500'000, wobei in erster Linie Frauen davon betroffen seien, weshalb man von einer
eigentlichen Feminisierung der Armut reden könne. Das EDI setzte einen mit 300'000
Fr. dotierten Fonds zur Unterstützung von konkreten Projekten privater Organisationen
zur Bekämpfung der Armut in der Schweiz ein. 45

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.02.1996
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr legte der Kanton Graubünden eine Armutsstudie vor. Der Bericht kam
zum Schluss, dass rund 16'000 Bündner (ca. 10% der Bevölkerung) als "relativ arm"
bezeichnet werden müssen. Ihnen stehen pro Monat weniger als 2000 Fr. zum Leben
zur Verfügung. Auch die Exekutive der Stadt Lausanne liess in zwei Studien die
finanzielle Situation der in wirtschaftlich prekären Verhältnissen lebenden Menschen
sowie die konkreten Auswirkungen der Armut untersuchen. In 5000 Haushaltungen (9%
der Gesamtheit) wurden in wenigstens zwei Kernbereichen (Einkommen, Ausbildung,
Einbettung in die Gesellschaft) Defizite festgestellt, womit diese Haushaltungen auch in
Bezug auf die Zukunftsaussichten auf sehr schwachen Beinen stehen. Weitere 4500
Haushaltungen (8%), insbesondere Familien, befanden sich in einer prekären Lage, weil

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.04.1996
MARIANNE BENTELI
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sie ihren finanziellen Verpflichtungen nur zeitweise nachkommen können und rund ein
Drittel von ihnen verschuldet ist. 46

Nach Genf und Tessin wird auch der Kanton Waadt für ausgesteuerte Arbeitslose ein
garantiertes Minimaleinkommen einführen. Dieses wird 150 Fr. pro Monat über den
üblichen Sozialhilfeleistungen liegen und an eine Gegenleistung (Weiterbildung,
Arbeiten für die Gemeinschaft) gekoppelt sein. Während die Linke dieses "revenu
minimum de réinsertion" zeitlich unbefristet ausrichten wollte, setzte die bürgerliche
Mehrheit im Grossen Rat eine Beschränkung auf zwei Jahre durch. Der Kanton Wallis
unterstellte nicht nur die Unterstützung der Ausgesteuerten, sondern generell seine
Sozialhilfe unter den Gedanken eines Vertrages zwischen dem Individuum und der
Gesellschaft ("contrat d'insertion sociale"). Die Erbringung gemeinnütziger Leistungen
wird mehr als moralische denn als rechtliche Verpflichtung verstanden und hat auch die
Aufgabe, die Sozialhilfeempfänger aus ihrer Isolation zu führen. Im teilrevidierten
Fürsorgegesetz des Kantons Bern soll ebenfalls die Möglichkeit geschaffen werden, die
Unterstützung in besonderen Fällen an vertraglich vereinbarte Gegenleistungen zu
knüpfen. Die Sozialhilfe bekäme in einem solchen Fall den Charakter eines Soziallohnes
und wäre damit nicht mehr rückerstattungspflichtig. Der Grosse Rat des Kantons Luzern
lehnte es hingegen ab, ein Recht auf Existenzminimum für Ausgesteuerte einzuführen 47

KANTONALE POLITIK
DATUM: 09.07.1996
MARIANNE BENTELI

Aus Anlass des UNO-Jahres lud Bundesrätin Dreifuss anfangs Oktober rund ein Dutzend
Kantons- und Städtevertreter zu einem Treffen mit einer Delegation der Bewegung
ATD Vierte Welt ein, welche sich bereits seit vielen Jahren mit dem Problem der Armut
in den hochindustrialisierten Ländern befasst. Sie betonte, eine Plattform des Dialogs
sei umso notwendiger, als gewisse Kreise ein Klima der Angst um die Zukunft des
Sozialsystems schürten. 48

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.10.1996
MARIANNE BENTELI

In der Schweiz nimmt die Armut seit Beginn der neunziger Jahre zu. Gemäss einer
Studie des Bundesamtes für Statistik stieg der Anteil der Haushalte, die nach eigenen
Angaben Sozialhilfe beziehen, zwischen 1991 und 1995 von 4,7% auf 5,2%. Die Haushalte
in der französischen Schweiz und im Tessin befinden sich laut Studie öfter in einer
bedürftigen Situation, die ihnen Anspruch auf Unterstützungsleistungen gibt. Grosse
Haushalte mit sechs und mehr Mitgliedern sind am häufigsten auf Unterstützung
angewiesen. Der Anteil der "working poors" (Leute, die arbeiten, aber damit nicht genug
für ihren Lebensunterhalt verdienen) bezogen auf die gesamte Bevölkerung schwankt
zwischen 3,5% und 13,6%. Das Risiko, unter einer bestimmten Einkommensschwelle zu
liegen, ist für Frauen und für Personen ohne nachobligatorische Ausbildung deutlich
höher als für andere Bevölkerungsgruppen. Ende Jahr schätzte die Schweizerische
Konferenz für Sozialhilfe (Skos) die Zahl der Sozialhilfeempfänger auf 300'000. Erstmals
wurde netto mehr als eine Milliarde Franken ausgeschüttet. Bei der Skos handelt es sich
um die ehemalige Schweizerische Konferenz für öffentliche Fürsorge (SKöF). 49

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.10.1996
MARIANNE BENTELI

Nachdem in den achtziger Jahren verschiedene kantonale Armutsstudien - ausgehend
von unterschiedlichen Definitionen der Armutsgrenze - vorgelegt worden waren,
präsentierte die Universität Bern erstmals eine gesamtschweizerische Studie, welche
sich sowohl am soziokulturellen wie am subjektiven Armutskonzept orientierte. Das
soziokulturelle Existenzminimum rechnet nicht mit der blossen physischen
Daseinssicherung, sondern bezieht Komponenten der Teilhabe am Sozialleben mit ein.
Es lässt sich nur in Relation zum Wohlstandsniveau der betrachteten Gesellschaft (oder
Region) zu einem bestimmten Zeitpunkt ermitteln. Subjektive Armutskonzepte stellen
nicht auf die Einschätzung von Experten ab, sondern von allen Gesellschaftsmitgliedern,
Betroffene eingeschlossen. Untersucht wurden die Ressourcen der einzelnen
Haushalte, aber auch Wohnqualität, Arbeit und Ausbildung, Gesundheit, private
Netzwerke und subjektives Wohlbefinden.

Die Armutsgrenze wird in der Schweiz je nach Gesichtspunkt und gesetzlicher Regelung
unterschiedlich festgesetzt. Die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (Skos) setzt sie
für Einpersonenhaushalte bei 980 Fr. (nach Abgabe der Zwangsausgaben Steuern,
Sozial- und Krankenversicherung, Alimente, Schuldzinsen und Wohnkostenanteil) fest;
als Grenze für die Anspruchsberechtigung auf Ergänzungsleistungen (EL) gelten 1285 Fr.,
ebenfalls nach Abzug der Zwangsausgaben. Je nachdem, von welcher Armutsgrenze

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.01.1997
MARIANNE BENTELI
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ausgegangen wird, lebten in der Schweiz im Erhebungsjahr 1992 zwischen 390 000
(5,6% der Wohnbevölkerung) und 860 000 (9,8%) Personen, die als "arm" zu gelten
haben. Subjektiv nehmen aber längst nicht alle Betroffenen ihre Situation als Armut
wahr.

Die Studie ermittelte neben der Anzahl der als arm einzustufenden Personen jene
Bevölkerungsgruppen, die für Armut relativ anfällig sind. 60% der Armen in der Schweiz
sind weniger als 40 Jahre alt. Die Auswertung nach Haushaltstypen wies eine besonders
hohe Armutsquote bei Alleinerziehenden, geschiedenen Frauen und allein lebenden
Männern aus. Junge, kinderreiche Familien gehören überdurchschnittlich häufig zur
armen Bevölkerung. Signifikant unterdurchschnittliche Armutsquoten weisen
Angestellte (im Unterschied zu Selbständigerwerbenden) und Altersrentner auf. Eine
besonders hohe Armutsquote findet sich im Kanton Tessin und in der Romandie sowie
unter der ausländischen Bevölkerung. Verdeckte Armut machte die Untersuchung vor
allem dort aus, wo Anspruchsberechtigte keine EL oder Sozialhilfe beziehen, weil sie
aus nicht genau zu ermittelnden Gründen den Gang zum Sozialamt scheuen bzw. über
ihre Rechte nicht informiert sind. Über 50% der bezugsberechtigten Erwerbstätigen
und rund ein Drittel der bezugsberechtigten Rentner beziehen weder Sozialhilfe noch
EL. Eine Erhöhung der Bezugsquote könnte die real existierende Armut lindern. 50

Die Schweizerische Konferenz für öffentliche Sozialhilfe (Skos) stellte neue Richtsätze
für die Ausrichtung von Sozialhilfegeldern vor. Demnach soll auf einem Minimalniveau
ein absolutes Recht auf Sozialhilfe sichergestellt werden. Unumgängliche Kosten
(Lebensmittel, Kleider etc.) wurden gegenüber früher etwas höher veranschlagt, nicht
lebenswichtige Kosten (Abonnemente für den öffentlichen Verkehr, Telephon-
Gesprächstaxen, Zeitschriften, Freizeitbedürfnisse der Kinder usw.) hingegen eindeutig
tiefer. Linke Parteien und Gewerkschaften bemängelten, dass gerade alle
Komponenten, die Lebensqualität bedeuten, mit dieser Regelung zu unwesentlichen
Werten verkommen seien. Die Skos überarbeitete ihre Richtlinien darauf in einigen
Punkten. Neu setzt sich das soziale Existenzminimum aus dem Grundbedarf 1 und 2
zusammen. Der Grundbedarf 1 deckt das Minimum, das für eine menschenwürdige
Existenz nötig ist. Der Grundbedarf 2 soll die Teilhabe am sozialen und
gesellschaftlichen Leben erleichtern. Im Normalfall haben unterstützungsbedürftige
Personen den Grundbedarf 1 und 2 zugute, wobei dieser wenn immer möglich pauschal
ausbezahlt werden soll, damit die betroffenen Menschen Verantwortung für ihre
Lebensgestaltung übernehmen können. Falls sie ihre Pflichten zur Selbsthilfe verletzen,
können sie für kürzere oder längere Zeit auf den Grundbedarf 1 zurückgestuft werden.
Die Skos-Richtlinien sind aber nur eine Empfehlung an die Gemeinden; diese sind
grundsätzlich frei, auch andere Ansätze zur Anwendung zu bringen. Wieder angewendet
werden soll die Verwandtenunterstützungspflicht, allerdings nur in auf- oder
absteigender Linie und bei überdurchschnittlichem Einkommen. 51

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 10.10.1997
MARIANNE BENTELI

Bei der Verfassungsrevision trug der Bundesrat in seinen Vorschlägen der neueren
Rechtssprechung des Bundesgerichtes und den Aufforderungen einer
Nationalratskommission Rechnung und beantragte, in Art. 12 unter dem Titel «Recht auf
Existenzsicherung» das 1995 von Lausanne bestätigte ungeschrieben Verfassungsrecht
aufzunehmen, wonach jede Person in Not Anspruch auf Hilfe und Betreuung sowie die
Mittel hat, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind. Der Ständerat
wandelte den Titel in ein «Recht auf Hilfe in Notlagen» ab und relativierte den
Anspruch mit dem Zusatz, dass jemand nur dann Anspruch auf diese Unterstützung hat,
wenn er «in Not gerät und nicht in der Lage ist, für sich zu sorgen». Damit sollte
deutlich gemacht werden, dass es sich um ein Recht auf Existenzminimum handelt,
keinesfalls aber um die Einführung eines Anspruchs auf konkret zu beziffernde
Leistungen im Sinn eines garantierten Mindesteinkommens. Aeby (sp, FR) beantragte
vergeblich, bei der Formulierung des Bundesrates zu bleiben, da ein Abweichen davon
als Zeichen dafür gewertet werden könnte, dass man in diesem Bereich der
Grundrechte eine weniger absolute Garantie anstrebe als etwa beim Recht auf Ehe
oder beim Recht auf Gewissensfreiheit. Trotz Unterstützung des Bundesrates, der die
gleiche Sicht der Dinge vertrat, unterlag Aeby deutlich mit 29 zu 6 Stimmen. Im
Nationalrat obsiegte die Version des Ständerates mit 101 zu 61 Stimmen klar gegen einen
links-grünen Antrag, der – mit Ausnahme des Titels – dem Vorschlag des Bundesrates
folgen, die vorgesehenen Leistungen aber unter dem über das eigentliche
Existenzminimum hinausgehenden Begriff der Sozialhilfe subsummieren wollte. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.1998
MARIANNE BENTELI
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Der Kompetenzartikel der revidierten Bundesverfassung zur Sozialhilfe (Art. 115) gab
vor allem wegen des Titels Anlass zu einigen Diskussionen. Während der Ständerat dem
Bundesrat zu folgen bereit war, der «Unterstützung Bedürftiger» vorgeschlagen hatte,
wollte der Nationalrat dies in erster Lesung sowohl im Titel wie im Text in
«Unterstützung von Personen in Notlagen» umwandeln, obgleich sowohl die
Berichterstatterin wie Bundesrat Koller warnten, diese Änderung könne zu einer
Schlechterstellung der betroffenen Personen führen. Der Begriff der Notlage sei in Art.
12 BV näher ausgeführt, wobei es sich dort nur um ein für ein menschenwürdiges Leben
notwendiges Existenzminimum handle. Hier nun aber sei die eigentliche Sozialhilfe
angesprochen, für deren Ausrichtung tiefere Schwellen gelten. Als der Ständerat auf der
Formulierung des Bundesrates beharrte, stimmte der Nationalrat stillschweigend zu.

Eine SP-Minderheit stellte den Antrag, zwei weitere Absätze des Inhalts einzufügen,
dass der Bund Bestimmungen über den Mindestgehalt der Leistungen erlassen und
Grundsätze über den Rechtsschutz aufstellen sowie die Sozialhilfe der Kantone mit
finanziellen Beiträgen unterstützen kann. Damit sollten wesentliche Punkte einer
parlamentarischen Initiative der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit auf
Verfassungsstufe erhoben werden. Diese war 1993 vom Nationalrat gutgeheissen und
zur Ausarbeitung an die Kommission übertragen worden; diese hatte den Text so
umformuliert, dass er in die revidierte Verfassung gepasst hätte. Nach Meinung der
bürgerlichen Ratsmehrheit würde dies über die eigentliche Nachführung hinausgehen,
weshalb der Antrag mit 79 zu 49 Stimmen abgelehnt wurde. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.1998
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat Weber (sp, AG), welches den Bundesrat bittet, eine nationale
Armutskonferenz durchzuführen, um mit Fachleuten und Betroffenen über
Lösungsvorschläge nachzudenken, wurde oppositionslos überwiesen. 54

POSTULAT
DATUM: 09.10.1998
MARIANNE BENTELI

Caritas Schweiz legte eine Studie vor, welche sich mit der wachsenden Zahl der
“Working Poor” beschäftigt, jener Haushalte, in denen eine oder mehrere Personen
zusammen mindestens zu 90% erwerbstätig sind, und die dennoch als “arm” zu gelten
haben. Die Zahl der betroffenen Personen wurde schweizweit auf 250'000 bis 400'000
Personen geschätzt. Besonders gefährdet sind Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
im Dienstleistungssektor (Gastgewerbe und Verkauf), da dort häufig tiefe Löhne bezahlt
werden und der Anteil der Teilzeiterwerbstätigen besonders hoch ist. Caritas stellte
deshalb die Frage, ob nicht eine staatliche Lohnpolitik nötig wäre, zumindest für
Branchen ohne sozialpartnerschaftliche Vereinbarungen; die Forderung nach einem
gesetzlich festgelegten Minimallohn sei in der Schweiz ein Tabu, doch wäre es an der
Zeit, dieses zu brechen. Zudem verlangte das Hilfswerk eine gezielte, auf das niedrige
Bildungsniveau der Working Poor ausgerichtete Berufsbildung, da die üblichen
Angebote der Arbeitslosenversicherung und der Sozialhilfe nicht genügten. Die Caritas
meinte auch, es sei falsch, wenn die kommunale Sozialfürsorge beansprucht werde, um
die Existenzprobleme der Working Poor zu lösen. Sozialhilfe sei ein Instrument zur
Überbrückung aktueller Notlagen, nicht aber zur dauerhaften Finanzierung
arbeitsmarktpolitischer Fehlentwicklungen. Das neu erkannte Armutsrisiko der
ungenügend entlöhnten Erwerbstätigkeit müsse auf nationaler Ebene abgedeckt
werden. 55

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.11.1998
MARIANNE BENTELI

Kurz darauf doppelte die Eidg. Kommission für Familienfragen in einem Bericht über
die Auswirkungen von Armut und Arbeitslosigkeit auf die Familien nach. Sie verlangte
ein Recht für alle auf bezahlte Arbeit und die Einführung eines gesetzlich garantierten
Mindestlohnes, der zumindest das Existenzminimum eines Haushaltes deckt. 56

BERICHT
DATUM: 31.12.1998
MARIANNE BENTELI

Im Januar legte der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) eine Studie zur Situation
der „Working poor“ vor, also jener Menschen, die trotz regelmässiger Erwerbsarbeit von
Armut betroffen sind. Die Ergebnisse der Untersuchung bestätigten jene früherer
Berichte. Gemäss SGB leben 3% bis 5% der Vollzeitbeschäftigten unterhalb der
Armutsgrenze, d.h. sie erzielen ein Einkommen von weniger als 50% des Medianlohnes.
Als einzigen Lichtblick wertete der SGB den Umstand, dass die Zahl der betroffenen
Personen in den letzten Jahren nicht weiter zugenommen hat. Tief- und Tiefstlöhne
werden vor allem in der Landwirtschaft, im Detailhandel, in der Hotellerie, im
Gastgewerbe sowie bei den persönlichen und häuslichen Dienstleistungen ausgerichtet.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.01.1999
MARIANNE BENTELI
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Deutlich stärker trifft es zudem Selbstständigerwerbende, unter 25-jährige und über
60-jährige Erwerbstätige. Der höchste Anteil an Tieflohnbezügern verzeichnet der
Kanton Tessin. Ausgehend von diesen Feststellungen verlangte der SGB einen
garantierten monatlichen Mindestlohn von 3000 Fr.. 57

Mit zwei Motionen wollten die Nationalräte Epiney (cvp, VS) und Jutzet (sp, FR) (Mo.
98.3633) erreichen, dass bei Betreibungen insbesondere von Familien mit Kindern ein
Existenzminimum garantiert wird, welches ungefähr jenem der neuen SKOS-Richtlinien
entspricht. Der Bundesrat verwies darauf, dass mit der Revision des Bundesgesetzes
über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG), welche 1997 in Kraft trat, alle
Fürsorgeleistungen absolut unpfändbar sind. Zudem sei bereits mit dem eigentlichen
SchGK den Vollstreckungsbehörden ein grosser Ermessensspielraum eingeräumt
worden. Aus diesen Gründen erachte die Landesregierung es als nicht dringend,
zentrale Fragen der Lohnpfändung erneut zu regeln, doch zeigte sie sich bereit, das
Anliegen zu prüfen, weshalb sie in beiden Fällen Umwandlung in ein Postulat beantrage.
Beide Vorstösse wurden jedoch von Stamm (fdp, AG), jener von Jutzet zudem von
Bortoluzzi (svp, ZH) bekämpft und somit vorderhand der Diskussion entzogen. 58

MOTION
DATUM: 19.03.1999
MARIANNE BENTELI

Eine Analyse der Schweizerischen Konferenz für öffentliche Sozialhilfe (SKOS) kam nach
einer Befragung in 2082 Gemeinden zum Schluss, dass sich zumindest in der
Deutschschweiz die Zahl der Sozialhilfebezüger allein in der ersten Hälfte der 90er
Jahre mehr als verdoppelt hat. Gemäss SKOS haben die wirtschaftlichen und familiären
Veränderungen zu einer massiven Verschärfung der sozialen Belastungen geführt. Es sei
deshalb nicht länger tragbar, dass die Sozialhilfe praktisch allein die Folgen des
Strukturwandels tragen müsse; das würde praktisch einer Kantonalisierung und
Kommunalisierung der Armut und der Folgen der wirtschaftlichen Rezession
gleichkommen. Die SKOS verlangte deshalb dringlich eine Koordination der kantonal
geregelten Sozialhilfe mit den Sozialversicherungen des Bundes. Um Rechtsgleichheit
sowie einen verbesserten Lastenausgleich zu erreichen, wäre laut SKOS ein
Rahmengesetz des Bundes für die soziale Sicherheit nötig, das sowohl die
Sozialversicherungen wie die Sozialhilfe mit einbezieht und den neuen sozialen Risiken
(Unterbrüche in der Erwerbsarbeit und veränderte Familienformen) Rechnung trägt. 59

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.06.1999
MARIANNE BENTELI

Vor dem zweiten UNO-Sozialgipfel in Genf  verlangten Hilfswerke, Gewerkschaften und
Sozialämter vom Bundesrat ein Programm gegen die schleichende Verarmung
zunehmender Bevölkerungsteile in der Schweiz, die trotz Vollzeitbeschäftigung ihren
Lebensunterhalt nicht mehr ohne Sozialhilfe bestreiten können. (Siehe dazu auch
hier) 60

ANDERES
DATUM: 10.06.2000
MARIANNE BENTELI

In einer Studie des BFS wurden die Wirkungen und der Umverteilungseffekt einzelner
Leistungen des Sozialstaates durchleuchtet. Die Studie brachte zum Ausdruck, dass die
Transfers in der Schweiz für die Einkommenssicherung in Bevölkerungsgruppen mit
niedrigem Einkommen von grosser Bedeutung sind. Transfereinkommen machen in
Haushalten aus der untersten Einkommensgruppe fast einen Drittel des
Gesamteinkommens aus. Bei einkommensmässig schlecht gestellten Rentnern kommt
der AHV und den Ergänzungsleistungen eine existenzsichernde Funktion zu, während
die berufliche Vorsorge für Arbeitnehmende in den tiefsten Lohnsegmenten kaum ins
Gewicht fällt. Für Alleinerziehende, Erwerbslose nach der Aussteuerung und
Geschiedene ist hingegen die Sozialhilfe zentral. (Für eine ähnliche von der OECD im
Vorjahr veröffentlichten Studie siehe hier) 61

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.06.2000
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer vom BFS in Auftrag gegebenen breit angelegten Studie waren 1999 7,5%
der Erwerbstätigen sogenannte Working Poor, erreichten also mit ihrer Arbeit lediglich
einen Lohn unterhalb der Armutsgrenze. Betroffen waren auch die im gleichen Haushalt
wohnenden Familienangehörigen, gesamthaft rund 535 000 Personen, davon mehr als
zwei Fünftel Kinder. Der konjunkturelle Einbruch während der neunziger Jahre
verschärfte das Problem: Die Working Poor-Quote stieg 1996 sprunghaft von 4,9% auf
7,3% an, um auf diesem Niveau zu verharren. Ob jemand zum Working Poor wird, hängt
von verschiedenen Faktoren ab. Gemäss der Studie wird das Risiko durch die Stellung
auf dem Arbeitsmarkt ebenso geprägt wie durch die Familienstruktur. Besonders

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.03.2001
MARIANNE BENTELI
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gefährdet sind Ausländer, schlecht Ausgebildete, Selbständigerwerbende in
Kleinstbetrieben, Beschäftigte in Tieflohnbranchen sowie Teilzeitangestellte. Stark
betroffen sind Alleinerziehende und Grossfamilien. Die Armutsgrenze wurde nach den
Richtlinien der SKOS definiert (Einkommen – nach Abzug von Steuern und
Sozialversicherungsbeiträgen – von weniger als 2100 Fr. pro Monat für einen
Einpersonenhaushalt, von weniger als 4000 Fr. für eine vierköpfige Familie). Die Analyse
wurde von den jüngsten Zahlen der Städteinitiative „Ja zur sozialen Sicherung“
bestätigt. (Für Massnahmen zugunsten von Familien siehe hier, hier, hier, hier und
hier) 62

In seiner Antwort auf eine Interpellation Schwaab (sp, VD) bezeichnete der Bundesrat
diese Ergebnisse als besorgniserregend und erinnerte an die Sozialziele in der
Bundesverfassung (Art. 41), die den Bund verpflichten, mit gewissen Einschränkungen
dafür zu sorgen, dass „Erwerbsfähige ihren Lebensunterhalt durch Arbeit zu
angemessenen Bedingungen bestreiten können“. Er vertrat allerdings auch die Ansicht,
der Lohnbildungsprozess sei in der Schweiz in erster Linie Sache der Sozialpartner,
weshalb sich der Bund hier nicht einmischen könne. 63

BERICHT
DATUM: 12.09.2001
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Leutenegger Oberholzer (sp, BL), das den
Bundesrat beauftragt, einen Bericht über die Tieflohnsituation in der Schweiz sowie die
Lebensumstände der Working Poor ausarbeiten zu lassen. Ein ebenfalls angenommenes
Postulat ihrer Zürcher Parteikollegin Fehr (Po. 01.3246) regte einen Bericht über die
Wohlstandsverhältnisse und die Verteilung der Konsumkraft in der Schweiz nach Abzug
aller Steuern und Abgaben an, um Grundlagen für die anstehenden Steuerrevisionen zu
erhalten. (Zum Steuerpaket siehe hier) 64

POSTULAT
DATUM: 05.10.2001
MARIANNE BENTELI

Nach den von der Städteinitiatve „Ja zur sozialen Sicherung“ vorgestellten Daten ging
die Zahl der Sozialhilfebezüger 2001 leicht zurück, am stärksten in Basel (-15,8%),
Schaffhausen (-7,7%) und Bern (-7,2%), während sie in Sankt Gallen und Winterthur
praktisch stabil blieb. Im Durchschnitt erhielten 5% der Einwohner der grossen
Schweizer Städte Sozialhilfe. Einmal mehr zeigte sich, dass Kinder das Armutsrisiko
enorm beeinflussen: 22,4% aller unterstützter Haushalte waren Einelternfamilien,
weitere 13% Familien mit mehreren Kindern. Jedes zehnte Kind lebte in einer Familie,
die als arm bezeichnet werden muss. Die Städteinitiative verlangte deshalb erneut
rasche Massnahmen zu Gunsten der Familien: Ausdehnung des EL-Systems auf
Familien, substantielle Erhöhung der Kinderzulagen, Ausbau der ausserhäuslichen
Kinderbetreuung und verstärkte Integration der Jugendlichen aus finanzschwachen
Familien in den Arbeitsmarkt. 65

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.06.2002
MARIANNE BENTELI

Anlässlich seines traditionellen Medienspaziergangs auf die Petersinsel sprach sich
Bundesrat Couchepin für Steuergutschriften zu Gunsten jener Menschen aus, die trotz
Arbeit weniger als das Existenzminimum verdienen (Working poor). Er berief sich dabei
auf eine Studie, welche im Auftrag des EVD von der Universität Bern erstellt worden
war. Die Autoren der Studie hatten ein Modell mit einem staatlich fixierten Mindestlohn
und zwei Modelle mit Steuergutschriften für erwerbstätige Familien auf ihre
Praktikabilität und Effizienz hin untersucht. Dabei waren sie zum Schluss gekommen,
dass Mindestlöhne die Wirtschaft mit 1,7 Mia Fr. Mehrkosten extrem belasten, die Zahl
der Working Poor aber nur unwesentlich verringern würden. Mit Steuergutschriften, die
zu Steuerausfällen von rund 360 Mio führen würden, könnte hingegen die Anzahl der
unter der Armutsgrenze lebenden Familien (zumindest theoretisch) auf Null gesenkt
werden. Eine Finanzierung durch allgemeine Steuern, die progressiv erhoben werden,
wäre auch sozialer als höhere Mindestlöhne, die über höhere Preise zumindest
teilweise an die Betroffenen überwälzt würden. Couchepin erachtete die Studie als
Beitrag zur laufenden Working-Poor-Diskussion. Konkrete Schritte, wie dem Modell
politisch zum Durchbruch verholfen werden könnte, wollte er aber keine nennen. (Zum
Steuerpaket für Familien siehe hier) 66

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.07.2002
MARIANNE BENTELI
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Gemäss einer Untersuchung des BFS über Wohlstand und Wohlbefinden der Schweizer
Bevölkerung, die auf einer 1998 durchgeführten Befragung basiert, wird alles in allem
ein hohes Mass an Lebenszufriedenheit erreicht. Die einkommensschwachen
Schichten, zu denen in erster Linie Alleinerziehende, Ausländer und Ausländerinnen,
kinderreiche Familien und Angestellte in Verkaufs- und Dienstleistungsberufen
gehören, weisen allerdings in allen angesprochenen Bereichen (Leben insgesamt,
Berufs- und Familienleben, finanzielle Situation, Gesundheit, Wohnsituation, Freizeit
und soziale Kontakte) Defizite auf und empfinden diese auch subjektiv. Besonders
auffällig sind die Unterschiede beim Lebensstandard. Einkommensschwache müssen
für Nahrungsmittel und Wohnkosten die Hälfte ihrer Einkünfte aufwenden, während
Wohlhabende nur 9,3% für Nahrung und 26% für Wohnung ausgeben. Im Jahr der
Umfrage verzichteten 11% der unterprivilegierten Bevölkerungsschicht auf eine
Zahnbehandlung, 17% auf Ferien. 67

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.11.2002
MARIANNE BENTELI

Wer ein niedriges Einkommen hat, verfügt nach Abzug von Steuern, Mietzins, allfälligen
Kosten für Kinderkrippe, Krankenkassenprämien und nach möglichen Sozialtransfers
wie Kinderzulagen, Verbilligung von Krankenkassenprämien, Alimentenbevorschussung
usw. je nach Wohnort (verglichen wurden die Kantonshauptstädte) über ein sehr
unterschiedlich hohes Einkommen, wie eine im Auftrag der Schweizerischen Konferenz
für Sozialhilfe (SKOS) verfasste Studie deutlich machte. Entscheidend für die
Differenzen sind vor allem die Krippenkosten und die Ausgestaltung der
Alimentenbevorschussung. Die enormen kantonalen Unterschiede und
Disfunktionalitäten, die beispielsweise dazu führen können, dass ein erhöhter
Arbeitseinsatz letztlich ein niedrigeres Einkommen auslöst, verlangen nach Ansicht der
SKOS nach einem eidgenössischen Rahmengesetz zur Existenzsicherung. 68

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.02.2003
MARIANNE BENTELI

Das Bundesamt für Sozialversicherung lud am 23. Mai zu einer Nationalen
Armutskonferenz ein. Gesucht wurden Wege und Handlungsstrategien gegen Armut
und soziale Ausgrenzung. An der Konferenz trat auch Bundespräsident Couchepin auf,
der aber keine neuen Ideen vorstellte, sondern die subsidiäre Aufgabe des Staates
unterstrich und der Einführung eines generellen Mindestlohnes einmal mehr eine
Absage erteilte. Die Forderung nach einer ständigen Kommission zur Ausarbeitung und
Umsetzung einer kohärenten nationalen Politik zur Bekämpfung der Armut nahm er
nicht auf. In Anwesenheit von in- und ausländischen Wissenschaftern und
Wissenschafterinnen, Vertretern und Vertreterinnen von Hilfswerken, den
Sozialpartnern sowie von Bundes- und Kantonsbehörden wurde insbesondere über die
statistische Messung sozialer Phänomene, den Zugang zu materieller Hilfe, die
Auswirkungen von Armut auf die Gesundheit, Armut als Folge von Migration sowie
Bildung und Arbeit als Mittel gegen Armut diskutiert. Ergebnis der Tagung war die
Forderung nach Erstellung eines nationalen Aktionsplans, ähnlich den Ländern der EU,
mit welchem der Bundesrat alle Bürgerinnen und Bürger zur Bekämpfung der Armut
mobilisieren soll. 69

ANDERES
DATUM: 23.05.2003
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer Analyse des Bundesamtes für Statistik (BFS) nahm 2003 die Zahl der
Working Poor in der Schweiz erstmals seit vier Jahren wieder zu. Besonders betroffen
sind nach wie vor Alleinerziehende, Kinderreiche, Selbständigerwerbende und
Ausländer. 2003 waren 7,4% jener 20- bis 59-jährigen Erwerbstätigen arm, die in einem
Haushalt mit einem Erwerbsumfang von mindestens einer Vollzeitstelle (ab 90%) leben.
2002 hatte dieser Anteil 6,4% betragen. In der Krise zu Beginn der 90er Jahre war die
Working-Poor-Quote auf 9% (1996) angestiegen; danach stabilisierte sie sich und ging
nach 2000 sogar auf unter 7% zurück. Seit 2002 beobachtete das BFS wieder einen
Anstieg. Betroffen waren im Jahr 2003 231'000 Working Poor in 137'000 Haushalten mit
total 513'000 Personen, davon 223'000 Kinder. Die Working-Poor-Quote hängt
zumindest teilweise mit dem Verlauf der Erwerbslosenquote zusammen. Der Anteil
armer Erwerbstätiger folge der Arbeitslosenquote mit einem Abstand von zwei bis drei
Jahren, stellte das BFS fest. Offenbar gehe ein Anstieg der Erwerbslosigkeit mit einem
Wachstum der Zahl prekärer Arbeitsverhältnisse einher. 70

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.11.2004
MARIANNE BENTELI
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Um die Kostenexplosion in der Sozialhilfe zu stoppen, drängen sich nach Ansicht der
Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) und der „Städteinitiative“
verschiedene Massnahmen auf. So sollen Anreizmodelle geschaffen werden, damit sich
Arbeit lohnt. Weiter sollen schweizweit harmonisierte Standards in der Sozialhilfe
gelten, um eine weitere Zuwanderung Bedürftiger in die Städte zu vermeiden. Die SKOS
verabschiedete entsprechende Richtlinien. Als besonders wichtig erachtet wurde eine
verstärkte Zusammenarbeit zwischen ALV, IV und Sozialhilfe, um nach Möglichkeiten
den so genannten „Drehtür-Effekt“, das Weiterreichen einer desintegrierten Person
von einer Institution zur anderen, zu vermeiden. Die Präsidenten des Verbands
schweizerischer Arbeitsämter, der SKOS und der schweizerischen IV-Konferenz
plädierten für die Errichtung von gemeinsamen Assessment-Centers zur
professionellen Integration. Dazu erarbeitete das Seco ein Handbuch mit Tipps und
Hinweisen zur interinstitutionellen Zusammenarbeit. 71

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.12.2004
MARIANNE BENTELI

Den Grundsatz der Anreizschaffung zur Rückkehr ins Erwerbsleben übernahmen auch
die zu Jahresbeginn verabschiedeten teilrevidierten SKOS-Richtlinien. Diese
definieren, wie die Sozialhilfe berechnet wird. Dabei handelt es sich um Empfehlungen
zuhanden der Sozialhilfeorgane des Bundes, der Kantone, der Gemeinden sowie der
Organisationen der privaten Sozialhilfe. Die SKOS empfahl ihren Partnern, den
Grundbedarf von bisher 1076 auf 960 Fr. zu senken, im Gegenzug aber für erwerbstätige
Sozialhilfeempfänger einen monatlichen Freibetrag von 400 bis 700 Fr. vorzusehen.
(Eine im Rahmen des NFP 45 „Probleme des Sozialstaates“ publizierte Studie warnte,
die wachsende Zahl der Working Poor bedeute sozialen Sprengstoff. Bei den Familien
mit mehreren Kindern sei der Anteil der Working Poor in den 90er Jahren von 11 auf 17%
gestiegen, bei den Alleinerziehenden habe er sich von 15 auf 30% sogar verdoppelt) 72

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.01.2005
MARIANNE BENTELI

Die SGK des Nationalrates, welche sich in den letzten Jahren intensiv mit der
Armutsproblematik befasst hatte, forderte den Bundesrat in einer vom Plenum im
Einverständnis mit dem Bundesrat überwiesenen Motion auf, eine nationale Konferenz
zur beruflichen und sozialen Integration durchzuführen. In diesem Rahmen soll ein
Wissens- und Erfahrungsaustausch zwischen den einzelnen Akteurinnen und Akteuren
(Bund, Kantone, Gemeinden, Städte, interkantonale Sozialdirektorenkonferenz,
Städteinitiative, Wirtschaft und Nichtregierungsorganisationen) in der
Armutsbekämpfung stattfinden. Ziel dieser Konferenz ist die Entwicklung konkreter und
koordinierter Massnahmen für einen nationalen Aktionsplan zur Bekämpfung der Armut.
Der Bundesrat stellte in Aussicht, 2007 eine derartige Konferenz zu organisieren,
welche das Thema breit angehen und sich nicht nur auf die berufliche und soziale
Integration beschränken will. Der Ständerat überwies die Motion ebenfalls. 73

MOTION
DATUM: 13.12.2006
MARIANNE BENTELI

Gegen den Willen des Bundesrates, der auf bereits laufende diesbezügliche Arbeiten
verwies, nahm der Nationalrat eine Motion seiner SGK an, welche die Regierung mit der
regelmässigen Durchführung einer detaillierten Erhebung zur Armut in der Schweiz
beauftragen wollte. Der Ständerat schloss sich der Auffassung des Bundesrates an und
verwarf die Motion. 74

MOTION
DATUM: 13.12.2006
MARIANNE BENTELI

In der Schweiz sind rund 360'000 Menschen im Erwerbsalter gemäss den Richtlinien
der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) arm. Rund ein Drittel davon sind
so genannte Working Poor – also Personen, die trotz Vollzeitbeschäftigung unter der
Armutsgrenze leben. Dank der guten Konjunktur ist die Armutsquote tendenziell
sinkend, wie die neuesten Zahlen des BFS zeigen. 2005 waren rund 8,5% der Schweizer
Bevölkerung im Alter von 20 bis 59 Jahren von Armut betroffen; fünf Jahre zuvor waren
es noch 9,1% gewesen. Die stärkste Abnahme verzeichnete das BFS zwischen 2000 und
2002 und führte dies auf die günstige Konjunktur und die damit verbundene sinkende
Arbeitslosenquote zurück. Zwischen 2002 und 2004 stieg die Quote allerdings wieder
an, um im Jahr 2005 wieder leicht zu sinken. Die Zahl der Working Poor reagiert laut
BFS mit einer gewissen Verzögerung auf die Konjunktur. Gemäss der Statistik laufen vor
allem Alleinerziehende, kinderreiche Familien, unqualifizierte Erwerbstätige und
Selbstständige Gefahr, unter die Armutsgrenze zu rutschen. Jede sechste kinderreiche
Familie und jede zehnte alleinerziehende Person kommt demnach nur mit harten
finanziellen Entbehrungen über die Runden. Überdurchschnittlich viele Working Poor
gibt es auch bei Erwerbstätigen ohne nachobligatorische Ausbildung, bei Personen mit

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI
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befristeten Anstellungsverträgen oder mit einem Erwerbsunterbruch sowie bei
Ausländerinnen und Ausländern. 75

Das BFS ist seit 2006 dabei, ausgehend von der Auswertung der verfügbaren kantonalen
Daten, eine gesamtschweizerische Sozialhilfestatistik aufzubauen. Dieses Jahr
erschienen nun erste umfassende Daten für das Jahr 2006. Gemäss diesen waren in der
Schweiz ungefähr 380'000 Menschen im Alter zwischen 20 und 59 Jahren arm. Das
entspricht einer Quote von 9%. Die Quote der „Working poor“, also jener armen
Erwerbstätigen, die in einem Haushalt mit insgesamt mindestens 36 Arbeitsstunden pro
Woche leben, sank von 5% im Jahr 2000 auf 4,5% im Jahr 2006. Als arm gilt in der
Schweiz, wer alleinstehend mit weniger als 2200 Fr. leben muss. Der zwischenzeitliche
deutliche Rückgang der Armutsquote bis 2002 und die erneute Zunahme danach erklärt
sich mit dem zeitlich verzögerten Einfluss der Arbeitslosigkeit, die zuerst 2001 auf 1,7%
sank und anschliessend auf 3,9% anstieg. Die Zahl der Sozialhilfeempfangenden nahm
2006 um rund 7600 auf 245 156 Personen zu. Im Vergleich zum Vorjahr wuchs die
Quote um 0,1%. Rund 44% aller Sozialhilfeempfangenden waren Ausländer. Kinder,
junge Erwachsene und Alleinerziehende waren am häufigsten auf Sozialhilfe
angewiesen. Generell nahm die Quote mit zunehmendem Alter ab. Arbeitslosigkeit und
Ausbildung zählten zu den wichtigsten Sozialhilferisiken . 76

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.05.2008
LINDA ROHRER

Eine Studie von Pro Senectute hielt fest, dass in keiner Altersgruppe die Einkommen
und Vermögen ungleicher verteilt sind als bei den über 60-Jährigen. Ein Drittel der
Pensionierten lebe nur von der AHV-Rente. 12% der AHV-Rentner seien auf
Ergänzungsleistungen angewiesen und würden zu den Armen zählen, wenn es diesen
Sozialtransfer nicht gäbe. Etwa 3-4% der Bezüger blieben trotz dieser Hilfe arm. Die
Tendenz der Verschuldung im Alter nahm deutlich zu. Zu den häufigsten Gründen der
Verschuldung gehörten Steuerverpflichtungen. Pro Senectute möchte daher die
Altersarmut über den Ausbau der Ergänzungsleistungen eindämmen und das
Existenzminimum von Steuern befreien. 77

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.05.2009
LINDA ROHRER

Die Hilfsorganisation Caritas veranschlagte die Zahl der armen Menschen in der
Schweiz auf 896'000 und lag damit im oberen Bereich der Schätzungen. Caritas setzte
sich zum Ziel, dazu beizutragen, dass die Armut in der Schweiz in den kommenden zehn
Jahren halbiert wird. Damit schloss sie sich dem Europäischen Jahr zur Bekämpfung
von Armut und sozialer Ausgrenzung 2010 an. Dazu forderte die Hilfsorganisation von
den Kantonen jährliche Armutsberichte und ein Bundesrahmengesetz zur Sozialhilfe. 78

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.2009
LINDA ROHRER

Zu Beginn des Jahres präsentierte die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (Skos) 31
Massnahmen, um die Armut in der Schweiz einzudämmen. Finanziert werden sollten
diese durch eine Umschichtung der Sozialhilfeausgaben. Im Fokus dieser Vorschläge
standen Lebensphasen und Lebensbereiche, in denen die Armut besonders oft
entsteht, wie beispielsweise Kindheit, Familie, Bildung, Arbeitslosigkeit etc.
Thematisiert wurden Mindestlöhne, Lehrwerkstätten, die Steuerbefreiung des
Existenzminimums oder die Finanzierung eines „zweiten“ Arbeitsmarktes für
Langzeitarbeitslose. Mit den vorgeschlagenen Massnahmen wollte die Skos die Armut in
der Schweiz in den nächsten 10 Jahren halbieren, wobei sie ein besonderes Gewicht auf
die Langzeitarbeitslosen legte. 79

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.01.2010
LUZIUS MEYER

Der Bundesrat legte im Frühjahr einen Bericht über die „gesamtschweizerische
Strategie zur Armutsbekämpfung“ vor. Er beschränkte sich darauf, die Armutsrisiken in
den verschiedenen Lebenslagen aufzuzeigen und mögliche Massnahmen zu
formulieren. In erster Linie seien aber die Kantone und Gemeinden gefordert, diese
Problematik anzugehen. Der Bundesrat selbst sah drei Schwerpunkte der
Armutsbekämpfung: mehr Chancengleichheit im Bildungsbereich, eine verstärkte
Wiedereingliederung im Arbeitsmarkt durch eine bessere Zusammenarbeit von IV,
Arbeitslosenversicherung und Sozialhilfe sowie die Bekämpfung der Familienarmut. 80

BERICHT
DATUM: 01.04.2010
LUZIUS MEYER
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Anlässlich einer ersten nationalen Armutskonferenz trafen sich im November Bund,
Kantone, Gemeinden und Städte, um über Armut zu debattieren. Basierend auf der
gesamtschweizerischen Strategie zur Armutsbekämpfung standen zwei konkrete
Anliegen auf der Traktandenliste: die verbesserte Eingliederung von armutsbetroffenen
oder –gefährdeten Menschen in den Arbeitsmarkt und die Ergänzungsleistungen für
Familien. Die staatlichen Akteure unterzeichneten eine Erklärung, welche eine
Institutionalisierung der Zusammenarbeit zwischen der Arbeitslosenversicherung, der
Invalidenversicherung, der Sozialhilfe, der öffentlichen Berufsberatung und anderen
Institutionen forderte. 81

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.11.2010
LUZIUS MEYER

Im April 2018 präsentierte der Bundesrat die Ergebnisse des Nationalen Programms zur
Prävention und Bekämpfung von Armut 2014–2018. Damit verbunden war die Erfüllung
einer SP-Motion zur «Strategie zur Reduktion der Abhängigkeit von Jugendlichen und
jungen Erwachsenen von der Sozialhilfe». Das Programm zielte auf die Unterstützung
der von den Kantonen, Städten, Gemeinden und zivilgesellschaftlichen Organisationen
unternommenen Bemühungen im Bereich der Armutsprävention ab. Schlüsselbereiche
stellten die Bildungschancen, soziale und berufliche Integration sowie die allgemeinen
Lebensbedingungen dar. Armutsprävention habe auf verschiedenen Ebenen zu
erfolgen. Dazu gehörten etwa der Übergang von der Schule in die Berufswelt, die
Förderung von Grundkompetenzen Erwachsener, die Analyse der Wohnsituation von
einkommensschwachen Personen oder der Umgang mit Schulden. Von Bedeutung seien
bedarfsgerechte Informationen. Zudem sei ein Armutsmonitoring in der Schweiz
angezeigt. Trotz des Erfolgs des Programms hielt die Landesregierung es weiterhin für
notwendig, die Beteiligung des Bundes bei der Armutsprävention und -bekämpfung
fortzusetzen. 
Die Exekutive erachtete das Anliegen der Motion mit dem vorliegenden Rapport als
erfüllt und beantragte im Bericht des Bundesrates über Motionen und Postulate 2018
deren Abschreibung. Die Legislative kam diesem Antrag in der Sommersession 2019
nach. 82

BERICHT
DATUM: 18.04.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Sommer 2019 reichte die WBK-SR einen Vorstoss zur Armutssituation in der Schweiz
ein. In der Motion beauftragte die Kommission den Bundesrat, ein auf bestehenden
nationalen und kantonalen Daten ausgerichtetes Monitoring zur Prävention und
Bekämpfung der Armut in der Schweiz aufzubauen. Der Bundesrat solle sodann alle fünf
Jahre in einem Bericht zuhanden des Parlaments eine Analyse der Situationen in den
Kantonen vornehmen, die bestehenden Massnahmen zur Armutsprävention
untersuchen, mittels Langzeitstudien über die Entwicklungen im Bereich der
Armutsgefährdung und der sozialen Durchlässigkeit informieren und
steuerungsrelevante Erkenntnisse für die beteiligten Akteure im Bereich der
Armutsprävention und deren Bekämpfung liefern.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er wies darauf hin, dass der Bund
zwischen 2014 und 2018 gemeinsam mit den Kantonen, Städten und Gemeinden sowie
privaten Organisationen das Nationale Programm zur Prävention und Bekämpfung von
Armut umgesetzt hatte. Im Rahmen dieses Programms war unter anderem ein Konzept
für ein gesamtschweizerisches Armutsmonitoring entwickelt worden. Der Bundesrat
hatte 2018 Kenntnis von den Ergebnissen des Programms genommen und einen
entsprechenden Bericht publiziert. Gestützt auf die Ergebnisse hatte er entschieden,
sein Engagement zur Prävention und Bekämpfung von Armut im Rahmen der Nationalen
Plattform gegen Armut bis 2024 fortzuführen, von einer Umsetzung des entwickelten
Armutsmonitorings hatte er jedoch bereits damals abgesehen. Des Weiteren liefere und
berechne bereits das BFS gesamtschweizerische Indikatoren zur Armut und
veröffentliche entsprechende Berichte, erläuterte der Bundesrat in seiner
Stellungnahme.
Der Ständerat behandelte die Motion zusammen mit einem Postulat der WKB-SR (Po.
19.3954) zur selben Thematik. Ruedi Noser (fdp, ZH) argumentierte für die Kommission,
dass durch das geforderte Monitoring unter anderem ersichtlich würde, wie sich die
Situation bei den Einkommen der Armen und der Armutsgefährdeten entwickle, welche
Massnahmen Wirkung zeigten und wie es um die soziale Durchlässigkeit stehe. Anne
Seydoux-Christe (cvp, JU) sprach auch für Caritas Jura, deren Präsidentin sie ist, als sie
festhielt, dass eine systematische Erhebung und Analyse durch den Bund eine
wesentliche Voraussetzung für eine wirksame Armutsbekämpfung sei. Paul Rechsteiner
(sp, SG) wiederum führte aus, dass es für ihn unverständlich sei, weshalb der Bundesrat
die Motion ablehne. Hunderttausende von Personen seien von Armut betroffen, und es
sei auch am Bund, diesbezügliche Statistiken zu führen und Massnahmen aufzubauen.

MOTION
DATUM: 19.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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In seinem Votum versuchte Innenminister Berset, den Ständerat davon zu überzeugen,
dass der Bundesrat in diesem Bereich schon genügend tue. Als das Nationale Programm
zur Prävention und Bekämpfung von Armut ausgelaufen sei, habe der Bundesrat
entschieden, diese Arbeiten zu beenden, den Schwerpunkt der Arbeiten den dafür
zuständigen Kantonen zu übergeben und einige Aktivitäten im Rahmen der Nationalen
Plattform gegen Armut weiterzuführen. Das Ziel habe ferner darin bestanden, die
relevanten Akteure zu unterstützen, einen Austausch auf der nationalen Ebene zu
ermöglichen und Leitfäden für die Praxis zur Verfügung zu stellen. Für die Mehrheit des
Ständerats war es trotz der Ausführungen von Bundesrat Berset klar, dass der Bund eine
stärkere Rolle einzunehmen hat; entsprechend nahm die kleine Kammer die Motion im
Herbst 2019 mit 24 zu 8 bei einer Enthaltung deutlich an. 83

Die WBK-SR forderte in einem Postulat die Weiterführung der strategischen Aufgabe
der Armutsprävention. Auf der Basis des 2018 ausgelaufenen Nationalen Programms zur
Prävention und Bekämpfung von Armut soll die Aufgabe vom Bund weitergeführt
werden. Insbesondere solle geprüft werden, wie das Armutsrisiko bei Jugendlichen und
jungen Erwachsenen mit Bildungsmassnahmen verringert werden könne. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung des Postulates und argumentierte, dass er seine Arbeiten für
die Bekämpfung der Armut im Rahmen der Nationalen Plattform gegen Armut
weiterführe. Die Reduktion des Armutsrisikos bei jüngeren Menschen sei dabei ein
Schwerpunktthema. Mit den Arbeiten im Rahmen der Nationalen Plattform sei die
Forderung des Postulates bereits erfüllt. Der Bundesrat werde im Jahr 2024 über diese
Arbeiten berichten, eine Prüfung neuer Aufgabenfelder sei zum jetzigen Zeitpunkt nicht
zielführend. Der Ständerat folgte dem Argumentarium von Bundesrat Alain Berset
jedoch nicht (vgl. Debatte zur Mo. 19.3953, die zusammen mit dem Postulat behandelt
wurde) und nahm das Postulat mit 25 zu 7 Stimmen deutlich an. 84

POSTULAT
DATUM: 19.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Zapfl (cvp, ZH) den Bundesrat beauftragen,
umgehend die notwendigen Massnahmen zu reffen, damit die Datenbasis für die
anstehenden politischen Entscheide und Revisionsvorhaben grundlegend verbessert
wird. Insbesondere seien statistische Informationen bereit zu stellen, welche die
Beurteilung der Auswirkungen von Revisionsarbeiten im Bereich der sozialen Sicherheit
auf die Einkommenslage der Haushalte ermöglichen, die verschiedenen Zweige der
sozialen Sicherheit in ihrer Wechselwirkung darstellen sowie die Einschätzung der
Situation der Schweiz im internationalen Vergleich erlauben. Der Bundesrat anerkannte,
dass vor allem in den Bereichen Sozialhilfe, Armut, Bedarfslage von
Teilzeitbeschäftigten, Unterstützung für Familien und Alterssicherung ausserhalb der
AHV noch Wissenslücken bestehen. Er verwies aber auf bereits laufende Arbeiten im
Bundesamt für Statistik sowie auf die fehlenden Mittel, um die Sozialstatistik so weiter
zu entwickeln, wie es tatsächlich wünschbar wäre. Auf seinen Antrag wurde die Motion
lediglich als Postulat überwiesen. 85

MOTION
DATUM: 19.03.1999
MARIANNE BENTELI

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Baumann (sp, BE) erreichen, dass alleinstehenden
Rentnerinnen und Rentnern ein Zuschlag von 20% zu ihrer Rente gewährt wird, wobei
Rente und Zuschlag den Höchstbetrag der Altersrente nicht übersteigen dürften.
Baumann betrachtete ihren Vorstoss als Beitrag zur Armutsbekämpfung, welche vor
allem einkommensschwächere Frauen und Männer ohne Partnereinkommen bedroht.
Der Bundesrat verwies auf Verbesserungen bei der Rentenformel im Rahmen der 10.
AHV-Revision und beantragte Umwandlung in ein Postulat. Der Vorstoss wurde aber von
Egerszegi (fdp, AG) generell bekämpft und damit der Diskussion vorderhand entzogen. 86

MOTION
DATUM: 20.03.1998
MARIANNE BENTELI
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Ergänzungsleistungen (EL)

Die grosse Kammer behandelte drei parlamentarische Vorstösse, welche zum Ziel
hatten, den Kreis der Anspruchsberechtigten auszudehnen. Mit einer Motion wollte
Nationalrat Leuenberger (sp, SO) eine Aufhebung der Sperrfrist von 15 Jahren für den
Bezug von Ergänzungsleistungen für niedergelassene Ausländer erreichen. Der
Bundesrat äusserte Bedenken, dies könnte zu einem Altersrentner-Tourismus führen
und wies darauf hin, dass auch die vorberatende Kommission des Ständerates bei der
Behandlung der 10. AHV-Revision eine Reduktion von 15 auf 10 Jahre abgelehnt hatte.
Ebenfalls mit einer Motion verlangte der Aargauer CVP-Abgeordnete Bircher die
Ausarbeitung eines Ergänzungsleistungssystems für Familien und Alleinerziehende in
wirtschaftlichen Notlagen (Mo. 91.3111). Der Bundesrat sagte zu, bei der Behandlung der
Armutsfrage auch diesen Aspekt miteinzubeziehen, und war bereit, die Motion als
Postulat entgegenzunehmen, ebenso wie ein ähnlichlautendes Postulat Hildbrand (cvp,
VS) (Po. 91.3085). Da sowohl die Motion Leuenberger als auch die Vorstösse Bircher und
Hildbrand bekämpft wurden, verschob der Nationalrat die Diskussion auf später. Die
Motion Leuenberger wurde von Cincera (fdp, ZH) und Ruf (sd, BE) bekämpft, die beiden
CVP-Vorstösse von Allenspach (fdp, ZH). 87

MOTION
DATUM: 21.06.1991
MARIANNE BENTELI

Rund 160'000 Personen erhielten im Berichtsjahr von den Kantonen insgesamt 1894,4
Mio. Fr. an Ergänzungsleistungen (EL) zur AHV und IV. Dies sind 256,7 Mio. oder 15,7%
mehr als 1991. Das EDI führte die bedeutende Zunahme der EL-Leistungen auf die
Erhöhung der Einkommensgrenzen und den starken Kostenanstieg (Heime,
Krankenkassenprämien) zurück. Rund 15% der Betagten und 25% der Behinderten
verfügen nicht über ausreichende Mittel für ihren Lebensunterhalt und sind auf EL
angewiesen. Fast alle sind Alleinstehende, drei Viertel von ihnen Frauen. Da EL nur auf
Antrag ausgerichtet werden, viele Betroffene aber aus Schamgefühl vor diesem Schritt
zurückschrekken, ist davon auszugehen, dass der Kreis der Anspruchsberechtigten in
Wirklichkeit noch um einiges grösser ist. Um ihnen entgegenzukommen, griff die
nationalrätliche Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit ein schon mehrfach
geäussertes Anliegen auf, nahm eine parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD) zur
automatischen Information aller zum Bezug von EL berechtigter Personen an und
reichte selber eine Motion ein, welche den Bundesrat beauftragt, innert Jahresfrist
eine Gesetzesrevision vorzulegen, die eine gezielte Information der potentiellen
Bezüger von EL gewährleistet (Mo. 93.3007). 88

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.11.1992
MARIANNE BENTELI

Berufliche Vorsorge

Eine vom Alter unabhängige Beitragspflicht für die berufliche Vorsorge, die im Jahr
nach der Vollendung des 17. Lebensjahres startet, wollte der Verein Workfair 50+ mit
der Lancierung der eidgenössischen Volksinitiative «Berufliche Vorsorge – Arbeit statt
Armut» erreichen. Dadurch könne den Entlassungen, die über 45-Jährigen aufgrund
der höheren Lohnnebenkosten drohten, entgegengewirkt werden, erklärte der Verein.
Sammelbeginn war am 10. Juli 2018, die Sammelfrist läuft bis am 10. Januar 2020. 89

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.07.2018
ANJA HEIDELBERGER

Anfang Januar 2020 gab die Bundeskanzlei von den Medien unbemerkt bekannt, dass
die Sammelfrist der Volksinitiative «Berufliche Vorsorge – Arbeit statt Armut» des
Vereins Workfair 50+, die eine vom Alter unabhängige Beitragspflicht für die berufliche
Vorsorge vorsah, ungenützt abgelaufen und die Initiative folglich im Sammelstadium
gescheitert war. 90

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.01.2020
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.21 27ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

La députée Feri (ps, AG) a proposé au Conseil national la création d'un observatoire
national de la pauvreté. Cet organe, institué par le Conseil fédéral, mettrait à la
disposition de le Confédération, des cantons et des communes des données ciblées et
scientifiques sur la pauvreté en Suisse. Cette mesure a pour but de renforcer les outils
de lutte contre la pauvreté. Le Conseil fédéral a proposé de refuser l'objet, estimant
qu'il est prématuré de mettre en œuvre un tel programme avant la parution du rapport
final sur le programme national de prévention contre la pauvreté, lancé en 2013. Le
Conseil national a suivi cet avis en rejetant la motion à l'unanimité. 91

MOTION
DATUM: 29.09.2017
SOPHIE GUIGNARD

Familienpolitik

Die Sozialvorstände von 40 Schweizer Städten schlossen sich zur Initiative „Ja zur
sozialen Sicherung“ zusammen. Handlungsbedarf sahen sie vor allem im Bereich der
Familienarmut. Sie begrüssten deshalb die bundesrätlichen Modelle zur Reform der
Familienbesteuerung, vertraten aber die Auffassung, dies könne nur ein Anfang sein. Es
seien weitere Schritte notwendig, um die strukturelle Familienarmut zu verhindern.
Gefordert wurde ein gesamtschweizerisch vereinheitlichter Sockel der Kinderzulagen.
Darüber hinaus müssten bedarfsabhängige ergänzende Kinderleistungen ausgerichtet
werden, abgestimmt auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. 92

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.07.2000
MARIANNE BENTELI

Nachdem sich der Ständerat im Vorjahr gegen die Annahme einer Motion der
nationalrätlichen SGK ausgesprochen hatte, die den Bundesrat verpflichten wollte, dem
Parlament Vorschläge für eine gesamtschweizerische Harmonisierung der
Alimentenbevorschussung und des Alimenteninkassos zu unterbreiten, um den
eklatanten kantonalen Unterschieden entgegen zu wirken, nahm der Nationalrat ein
entsprechendes Postulat seiner SGK mit 85 zu 78 Stimmen an, obgleich der Bundesrat
auch hier aus föderalistischen Gründen Ablehnung beantragt hatte. Der Rat befand
mehrheitlich, die Vereinheitlichung des Alimenteninkassos sei eine effiziente
Massnahme zur Bekämpfung der Familienarmut, die ganz besonders Alleinerziehende
betrifft. 93

POSTULAT
DATUM: 07.06.2006
MARIANNE BENTELI

Reicht nach einer Scheidung oder Trennung das Einkommen nicht für zwei Haushalte,
sind doppelt so viele Frauen von Armut betroffen wie Männer. Die Eidgenössische
Kommission für Frauenfragen (EKF) legte dazu eine Studie vor und forderte
Massnahmen für eine geschlechtergerechte Aufteilung der wirtschaftlichen Folgen von
Trennung und Scheidung. Grund für das hohe Armutsrisiko geschiedener Frauen ist
unter anderem die gängige Rechtspraxis, wonach der unterhaltspflichtigen Person –
aufgrund der traditionellen Rollenverteilung nach wie vor meist der Mann – nicht ins
Existenzminimum eingegriffen wird. Um die festgestellten Benachteiligungen und
Rechtsungleichheiten zu beseitigen, empfiehlt die EKF eine Reihe von Massnahmen,
unter anderem ein nationales Rahmengesetz für die Sozialhilfe. 94

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.06.2007
MARIANNE BENTELI

Kinder- und Jugendpolitik

„Jung und arm: das Tabu brechen!“ hiess der neueste Bericht der Eidgenössischen
Kommission für Kinder- und Jugendfragen (EKKJ), der Ende August den Medien
vorgestellt wurde. Darin prangerte die Kommission die materielle Unsicherheit an, von
der ein Teil der Jugend betroffen ist: Fast 45% der Sozialhilfebeziehenden in der
Schweiz sind Kinder und Jugendliche, deren Eltern oft arbeitslos und oder
alleinerziehend sind. Viele dieser Familien haben einen Migrationshintergrund. Fatal für
die Zukunft ist die Tatsache, dass 70% der jugendlichen Sozialhilfeempfängerinnen und
-empfänger keine Berufsausbildung abgeschlossen haben. Die EKKJ forderte eine
nationale Politik zur Bekämpfung von Armut und präsentierte eine Reihe von
politischen Forderungen, die auf das Kleinkindalter, Bildung, Gesundheit und
Familienpolitik zielen. 95

BERICHT
DATUM: 29.08.2007
MARIANNE BENTELI
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C'est à l'aide d'un postulat que la députée Schmid-Federer (pdc, ZH) entend renforcer
l'encouragement précoce. La conseillère nationale part du constat que les enfants de
familles défavorisées ne sont souvent pas assez aidés sur le plan social, ce qui a pour
conséquence pour plus tard de les rendre parfois dépendants des services sociaux de
l'Etat. Mettre en place dès le début de leur existence des mesures permettant aux
parents de concilier vie familiale et professionnelle ou encore des soutiens au niveau
de la scolarité permettraient de pallier à ces lacunes. Les compétences pour
l'encouragement précoce se trouvant entre les mains des communes et des cantons, il
est selon la démocrate-chrétienne zurichoise nécessaire pour le Conseil fédéral
d'élaborer un rapport dressant le bilan de toutes les mesures prises en ce sens. En la
personne du responsable du département de l'Intérieur Alain Berset, le Conseil fédéral
s'est opposé au postulat. En effet, en 2018 sortira le rapport du Programme national de
prévention et de lutte contre la pauvreté. Ce sera, selon le Conseiller fédéral Berset,
l'occasion d'y inclure les interrogations soulevées par le postulat. Le vote s'est révélé
très serré, puisque le non ne l'a emporté que de 96 voix contre 92, sans abstentions. 96

POSTULAT
DATUM: 02.05.2017
SOPHIE GUIGNARD

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die Bemühungen der CVP, der Partei ein attraktives Image zu verleihen und damit dem
Wählerschwund ein Ende zu setzen, mündeten unter anderem in die Erarbeitung von
verschiedenen Thesenpapieren, so beispielsweise zur Stellung der
Medienschaffenden; darin wurde eine Stärkung der Rechte der Journalisten, eine
offene behördliche Informationspraxis, aber auch eine Aufwertung der journalistischen
Ethik gefordert. Ebenso erarbeitete die Partei Berichte und ausführliche
Stellungnahmen zu den Bereichen Gentechnologie, neue Armut und Bildung. 97

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Linke und ökologische Parteien

Anders als im Wahljahr 1987 präsentierte sich die Grüne Partei vor den
Nationalratswahlen 1991 als eine vielfältig kompetente Partei, die über ihr Image einer
Einthemenpartei hinausgekommen ist. Fragen der Fiskalpolitik, der
Gleichberechtigung der Geschlechter – ein umstrittenes Grundsatzpapier dazu wurde
am Parteitag in Rapperswil (SG) nach den Wahlen verabschiedet –, Neue Armut,
Sicherheits-und Europapolitik gehörten ebenso zum Inventar der Wahlkampfthemen
wie die Umweltpolitik. Im übrigen hat sich die Partei seit den letzten eidgenössischen
Wahlen in politischer Hinsicht durch die Integration von Teilen der ehemaligen Grünen
Bündnisse von einer eher bürgerlich-grünen zu einer eher links-grünen Organisation
gewandelt; der Frauenanteil ist mit über 45% der Mitglieder der höchste von allen
Parteien überhaupt und sowohl Partei- als auch Fraktionspräsidium wurden im
Berichtsjahr von Frauen gehalten. Gemäss der VOX-Analyse war die GP bei den
Nationalratswahlen die einzige nationale Partei mit einer weiblichen Mehrheit in der
Wählerschaft.
Für die Jahre 1992-94 wurde NR Thür (AG) als Fraktionspräsident gewählt,
Vizepräsidentin wurde die Luzernerin Cécile Bühlmann. 98

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

1) AB SR, 2018, S. 628 f.; NZZ, 12.9.18
2) AB NR, 2019, S. 16; Kommissionsbericht RK-NR vom 14.2.19
3) Commune Suisse 5, 2020; Commune Suisse 6, 2020; LT, 7.4.20; NF, 20.6.20
4) BBl, 2020, S. 2597 ff.; AZ, NZZ, 20.2.20; AZ, 21.2.20
5) AB SR, 2020, S. 388 ff.; BBl, 2020, S. 2501 ff.
6) AB NR, 2020, S. 953ff.; AB NR, 2020, S. 967ff.
7) AB SR, 2020, S. 827 ff.
8) AB NR, 2020, S. 1555ff.; AB NR, 2020, S. 1562ff.
9) AB NR, 2020, S. 1713ff.
10) AB SR, 2020, S. 1144ff.
11) AB NR, 2020, S. 2443 ff.
12) AB SR, 2020, S. 1341f.
13) AB NR, 2020, S. 2598
14) Rapport, Procédure d'assainissement pour les particuliers
15) FF, 2019, p. 2948
16) BO CE, 2020, p.1320; Communiqué de presse CPE-CE du 06.10.2020
17) AB NR, 2019, S.1321
18) BBl, 2006, S. 3329 ff.; 24h und NF, 28.3.06.
19) BBl, 2006, S. 7539 ff. (SGK) und 7551 ff. (BR); AB NR, 2006, S. 1548 ff.
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20) AB SR, 2007, S. 543 ff. und 849 f.; AB NR, 2007, S. 1342 ff.
21) Agenda 2030; Communiqué de presse ARE du 17.6.16; Communiqué de presse CF, DETEC, ARE du 27.1.16; Stratégie puor
le développement durable 2016-2019; BaZ, 27.1., 28.1.16; WW, 18.2.16
22) AB SR, 2020, S. 161 ff.; Medienmitteilung SGK-SR vom 12.3.20
23) BGE 143 I 403 S. 404 ff.; Exp, NZZ, TA, 5.8.17; Exp, 9.8., 10.8.17
24) APS-Zeitungsanalyse 2020 – Gesundheit 
25) Amtl. Bull. StR, 1990, S. 832 f. Verhandl. B.vers.,1990, IV, S. 121 und 134, Verhandl. B.vers., 1990, V, S. 150,
"Arend/Kellerhals Spitz/Mächler (1990). Benachteiligte Gruppen auf dem Wohnungsmarkt. Probleme und Massnahmen",
Amtl. Bull. NR, 1990, S. 2506 f.
26) Presse vom 10.8.90
27) SN, 1.10.90., "Hainard (1990) Avons-nous des pauvres?: enquête sur la précarité et la pauvreté dans le canton de
Neuchâtel" ; LM, 2.11.90. Verhandl. B. vers., 1990, V. S. 57 f. Bulletin NFP 29, Nr. 1, September 1990, S. 7
28) "Perruchoud-Massy (1991) Le pauvreté en Valais" ; Presse vom 26.6.91; erste gesamtschweizerische Armutsstudie: NFP
29, Bulletin, Nr. 3, Februar 1992
29) "Mäder (1991). Armut im Kanton Basel-Stadt"; Presse vom 16.5.91; WoZ, 17.5.91., BaZ, 13.9.91.
30) Siehe z.B. SP-Programm zur Frauenarmut, Bern 1991; Presse vom 2.2. und 4.2.91; BüZ, 27.4.91; Vr., 7.5.91; SGT, 16.5.91; SZ,
13.7.91; CdT, 13.8.91; BazMagazin, 33, 17.8.91.
31) NFP 29 Bulletin, Nr. 3; Presse vom 18.2. und 23.6.92: DP, 9.4.92; NQ, 9.8.92., "Ulrich/Binder (1992). Armut im Kanton
Bern: Bericht über die kantonale Armutsstudie"; P. Ammann/J. Binder/W. Ulrich, Die Volkswirtschaft, 66/1993, Nr. 1, S. 52
ff.; Presse vom 19.6.92. Bund, 14.1 1.92., JdG. 23.4.92., "Füglistaler/Hohl (1992). Armut und Einkommensschwäche im Kanton
St.Gallen"; SGT, 30.1., 4.2., 7.2., 15.2., 18.3., 26.5. und 30.11.92., LNN, 4.9.92., Presse vom 16.12.92.
32) BBl, 1992, III, S. 108; LNN, 19.9.92.
33) Amtl. Bull. NR, 1992, S. 1212 f.
34) SoZ, 7.6.92; BaZ, 30.6. und 31.7.92; WoZ, 18.9.92.
35) Amtl. Bull. NR, 1992, S. 1'103 ff.
36) Bund, 15.6.93.
37) NQ, 7.5.93; Bund und SGT, 13.8.93
38) SoZ, 29.8.93; TA, 24.9.93; Presse vom 13.10. und 5.11.93.
39) Höpflinger/Wyss (1994). Am Rande des Sozialstaates. Formen und Funktionen öffentlicher Sozialhilfe im Vergleich;
Presse vom 29.3.94; Soziale Sicherheit, 1994, Nr. 2
40) Gesch.ber., 1994, I, S. 26
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